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§ 11 Abs. 3 BauNVO 
als Beurteilungsgrundlage1.

Grundlage für die planungsrechtliche Beur-
teilung großflächiger Vorhaben des Lebens-
mitteleinzelhandels mit mehr als 800 Quad-
ratmeter Verkaufsfläche ist der § 11 Abs. 3 
BauNVO. Wenn sich solche Vorhaben „nach 
Art, Lage und Umfang auf die Verwirklichung 
der Ziele der Raumordnung oder auf die städ-
tebauliche Entwicklung und Ordnung nicht 
nur unwesentlich auswirken können“, dürfen 
sie gemäß § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO 
außer in Kerngebieten nur in für sie festge-
setzten Sondergebieten zugelassen werden. 

Auswirkungen in diesem Sinne sind nach 
Satz 2 dieser Vorschrift insbesondere schäd-
liche Umwelteinwirkungen i. S. d. § 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie 
Auswirkungen auf die infrastrukturelle Aus-
stattung, auf den Verkehr, auf die Versorgung 
der Bevölkerung im Einzugs-bereich der in 
Satz 1 bezeichneten Betriebe, auf die Ent-
wicklung zentraler Versorgungsbereiche in 
der Gemeinde oder in anderen Gemeinden, 
auf das Orts- und Landschaftsbild und auf 
den Naturhaushalt. 

Zur Vereinfachung der Beurteilung, ob solche 
Auswirkungen vorliegen können, stellt § 11 
Abs. 3 Satz 3 BauNVO den Genehmigungs-
behörden eine „Regelvermutung“ zur Verfü-
gung: Danach sind solche Auswirkungen „in 
der Regel anzunehmen, wenn das Vorhaben 
die Geschossfläche von 1.200 Quadratmeter 
überschreitet“. 

Diese Regelvermutung kann aber nach § 11 
Abs. 3 Satz 4 BauNVO widerlegt werden. 
Sie gilt nicht, wenn Anhaltspunkte dafür be-
stehen, „dass Auswirkungen bereits bei weni-
ger als 1.200 Quadratmeter Geschossfläche 
vorliegen oder bei mehr als 1.200 Quadrat-
meter Geschossfläche nicht vorliegen; dabei 
sind in Bezug auf die in Satz 2 bezeichneten 
Auswirkungen insbesondere die Gliederung 
und Größe der Gemeinde und ihrer Ortsteile, 
die Sicherung der verbrauchernahen Versor-

gung der Bevölkerung und das Warenange-
bot des Betriebs zu berücksichtigen“. 

Bei Vorhaben mit mehr als 1.200 Quadrat-
meter Geschossfläche ist i. S. einer typisie-
renden Betrachtungsweise ohne besondere 
Prüfung von Auswirkungen i. S. v. § 11 Abs. 
3 Satz 2 BauNVO auszugehen, wenn der An-
tragsteller nicht eine atypische Fallgestaltung 
geltend macht. 

Eine vom Antragssteller nachzuweisende 
atypische Fallgestaltung, die die o. g. Re-
gelvermutung widerlegt, liegt nur vor, wenn 
aufgrund betrieblicher Besonderheiten oder 
der konkreten städtebaulichen Situation der 
beabsichtigte Betrieb nicht zu der Art der Be-
triebe gehört, die von der Vermutung erfasst 
werden sollen. Dem § 11 Abs. 3 BauNVO mit 
seiner Vermutungsregelung in den Sätzen 
3 und 4 liegt als Betriebstyp der großflächi-
ge Betrieb mit einem breiten Warenangebot 
für den privaten Bedarf der Allgemeinheit 
zugrunde. Bezogen auf die städtebauliche 
Situation geht die Regelung von einem städ-
tebaulich nicht integrierten Standort aus, 
der für die Wohnbevölkerung verkehrlich 
schlecht oder nur mit dem KFZ zu erreichen 
ist und der städtebaulich eingebundene Ein-
zelhandelsstandorte gefährdet. 

Hinweis 
Näheres zum Hintergrund und zur grund-
sätzlichen Handhabung der Vermutungsre-
gelung der BauNVO ist vor allem aus dem 
Grundsatzurteil des BVerwG vom 3.2.1984 
(4 C 54.80) und ergänzend auch aus dem 
BVerwG Urteil vom 24.11.2005 (4 C 10.04) 
zu entnehmen. 

Die Vermutungsregelung gilt nicht nur für 
Neuansiedlungen, sondern auch für die Er­
weiterung bestehender Einzelhandelsbe­
triebe. Das BVerwG hat in seinem Beschluss 
vom 29.11.2005 (4 B 72/05) klargestellt, dass 
es weder für das Eingreifen der Regelver-

§ 11 ABS. 3 BAUNVO ALS BEURTEILUNGSGRUNDLAGE
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mutung noch für deren Widerlegung darauf 
ankommt, ob der Einzelhandelsbetrieb von 
vornherein in der nun zu beurteilenden Grö-
ße errichtet oder ob ein bestehender Betrieb 
nachträglich erweitert werden soll. 

Wenn innerhalb eines Gebäudes die Be-
triebsfläche baulich in mehrere selbstständig 
nutzbare betriebliche Einheiten unterteilt ist, 
bilden diese Einheiten nach dem Urteil des 
BVerwG vom 24.11.2005 (4 C 14.04) nur dann 
einen gemeinsam zu beurteilenden Einzel-
handelsbetrieb i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO, 
wenn die Gesamtfläche durch einen Einzel-
handelsbetrieb als Hauptbetrieb (z. B. durch 
einen Lebensmittelmarkt) geprägt wird. Das 
gilt für baulich abgetrennte Flächen zu des-
sen Warenangebot als Nebenleistung ein 
Warenangebot hinzutritt, das in einem inne-
ren Zusammenhang mit der Hauptleistung 
steht, diese jedoch nur abrundet und von un-
tergeordneter Bedeutung bleibt (z. B. Back-
shop und Laden für Lotto/Toto, Zeitschriften 
und Schreibwaren). 

§ 11 ABS. 3 BAUNVO ALS BEURTEILUNGSGRUNDLAGE
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Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
„Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel 
und § 11 Abs. 3 BauNVO“2.

Mit der Handhabung der Vermutungsrege-
lung speziell beim Lebensmitteleinzelhandel 
hat sich eine von der Bundesregierung ein-
gesetzte Arbeitsgruppe befasst und in ihrem 
Bericht vom 30.4.2002 (ZfBR 2002, S. 598) 
entsprechende Empfehlungen dazu ausge-
sprochen. 

Die Arbeitsgruppe verweist darauf, dass dem 
Lebensmitteleinzelhandel eine besondere 
Bedeutung im Hinblick auf die Sicherung 
einer verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung zukommt. Daher können „von 
großflächigen Lebensmitteleinzelhandels-
betrieben in größeren Gemeinden und Orts-
teilen auch oberhalb der Regelvermutungs-
grenze von 1.200 Quadratmeter aufgrund 
einer Einzelfallprüfung dann keine negativen 
Auswirkungen auf die Versorgung und den 
Verkehr ausgehen, wenn

●● der Non-Food-Anteil weniger als 10 Pro-
zent der Verkaufsfläche beträgt und

●● der Standort verbrauchernah und hin-
sichtlich des induzierten Verkehrsaufkom-
men verträglich sowie städtebaulich inte-
griert ist.“

Die dazu erforderlichen Prüfungen sollten, 
sofern keine Besonderheiten vorliegen, im 
Rahmen einer „typisierenden Betrachtungs-
weise“ erfolgen. 

Leseempfehlung
zum Bericht der „Arbeitsgruppe Struktur-
wandel im Lebensmitteleinzelhandel und 
§ 11 Abs. 3 BauNVO“ (vom 30. April 2002): 
Zusammenfassung sowie insbesondere die 
Ziffern 19-29 des Hauptteils 

EMPFEHLUNGEN DER ARBEITSGRUPPE
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Billigung der Arbeitsgruppenempfehlungen 
durch das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 3.

Diesen Ansatz hat das BVerwG in seinem 
Beschluss vom 22.7.2004 (4 B 29.04) und 
vor allem in seinem Urteil vom 24.11.2005 (4 
C 10.04) ausdrücklich gebilligt und dann ab-
schließend festgestellt, dass die von der Ar-
beitsgruppe genannten Erfahrungswerte bei 
der vorzunehmenden Einzelfallprüfung im 
Sinne einer typisierenden Betrachtungswei-
se berücksichtigt werden können und dass 
sich auf der Grundlage dieser Überlegungen 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
des Einzelfalles sachgerechte Standortent-
scheidungen treffen lassen, ohne dass es 
von Rechts wegen einer weiteren Erhöhung 
beim Merkmal der Großflächigkeit bedürfte. 

BILLIGUNG DER ARBEITSGRUPPENEMPFEHLUNGEN DURCH DAS BVERWG
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Zurückhaltung in der Verwaltungspraxis4.

Obwohl dieser Ansatz in der Kommentarlite-
ratur weitgehend positiv aufgenommen und 
auch in verschiedenen Einzelhandelserlas-
sen der Bundesländer zur Anwendung emp-
fohlen worden ist, wurde und wird er immer 
noch nicht in der Praxis mancher Baugeneh-
migungsbehörden und Bauleitplaner bei der 
Prüfung von Anhaltspunkten für die Widerle-
gung der in § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO aus-
gesprochenen Regelvermutung nachteiliger 
Auswirkungen herangezogen. 

Diesen Baugenehmigungsbehörden und 
Bauleitplanern erscheint die zweistufige 
Prüfung mit der Widerlegung der Regelver-
mutung und der sich dann anschließenden 
Auswirkungsanalyse wohl als zu kompliziert 
und angesichts der relativ abstrakten Wider-
legungskriterien auch zu aufwändig und zu 
riskant. Große Unsicherheiten gibt es insbe-
sondere bei dem Kriterium des städtebaulich 
integrierten Standortes, und zwar vor allem 
dann, wenn das anstehende Vorhaben au-
ßerhalb klar abgrenzbarer zentraler Versor-
gungsbereiche realisiert werden soll. 

Zur Verbesserung der Vollzugspraxis wird 
in der Difu-Studie (vom Mai 2014) zur städ-
tebaulichen Wirkungsweise des § 11 Abs. 3 
BauNVO die Erstellung eines Leitfadens zur 
Handhabung der Vermutungsregelung vor-
geschlagen. 

ZURÜCKHALTUNG IN DER VERWALTUNGSPRAXIS
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Abhilfe durch eine Anleitung zur verbesserten 
Handhabung der Vermutungsregelung 5.

Bei der Handlungsanleitung kommt dem Kri-
terium des städtebaulich integrierten Stand-
ortes für die Widerlegung der Regelvermu-
tung bei großflächigen Lebensmittelmärkten 
eine Schlüsselrolle zu. Ist der Standort eines 
solchen Vorhabens städtebaulich integriert, 
weicht es grundlegend von der betrieblichen 
und städtebaulichen Situation ab, welche der 
Regelvermutung als typisch zu Grunde ge-
legt worden ist. Gelingt es also, dieses Kri-
terium insbesondere mit Hilfe der zwischen-
zeitlich weit verbreiteten Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepte näher zu konkretisieren 
und damit insbesondere für die Baugeneh-
migungsbehörden handhabbarer zu machen, 
hat der o. g. Ansatz einer typisierenden Be-
trachtungsweise eine Chance, bei großflä-
chigen Lebensmittel-Discountern und Super-
märkten in städtebaulich integrierten Lagen 
die Regelvermutung negativer Auswirkungen 
zu widerlegen und dadurch deren Genehmi-
gung auch außerhalb von Kerngebieten und 
speziellen Sondergebieten zu erleichtern. 

Die hier jetzt vorliegende Handlungsanleitung 
zum Umgang mit der Vermutungsregelung 
bei großflächigen Lebensmittelmarktvorhaben 
greift den Ansatz der o. g. Arbeitsgruppenemp-
fehlungen aus dem Jahr 2002 auf und möch-
te durch die Konkretisierung dieses Ansatzes 
die Handhabung dieser Regelung erleichtern.  
Dafür ist es notwendig, die Fallgruppe bei den 
großflächigen Lebensmittelmarkt-Vorhaben 
besser als bisher identifizieren zu können, 
bei der die Regelvermutung widerlegt und da-
durch eine konkrete Prüfung der Auswirkun-
gen des Vorhabens ermöglicht werden kann. 

Die Arbeitsgruppenempfehlungen aus dem 
Jahre 2002 stellen bei ihrer Suche nach einer 
Fallgestaltung, die die Regelvermutung wi-
derlegt, vom Betriebstyp her auf einen groß-
flächigen Lebensmittelmarkt mit höchstens 
ca. 2.000 Quadratmeter Geschossfläche und 
mit einem Non-Food-Anteil unter 10 Prozent 
der Verkaufsfläche sowie vom Standort her 

auf Verbrauchernähe, Verkehrsverträglich-
keit und städtebauliche Integration ab. 

a) Betriebstyp 
Die neue Handlungsanleitung stellt vom Be­
triebstyp her auf die heute marktüblichen 
Supermärkte (sog. Vollsortimenter) und 
Lebensmitteldiscounter mit Verkaufsflä­
chen bis zu ca. 1.500 Quadratmeter und 
mit dominant nahversorgungsrelevanten 
Sortimenten (einschließlich Drogerie- und 
Gesundheitsartikel) ab. Gegenstand die-
ser Handlungsanleitung sind dagegen nicht 
große Supermärkte (bis zu ca. 2.500 Qua-
dratmeter) und Verbrauchermärkte (2.500 
bis 5.000 Quadratmeter Verkaufsfläche), die 
zwar auch überwiegend nahversorgungsre-
levante Sortimente führen, die aber i. d. R. 
über eine Versorgung des Nahbereichs weit 
hinausgehen. Dies gilt erst recht für die noch 
größeren SB-Warenhäuser.

Neben Lebensmitteln sollen diese Märkte 
auch andere nahversorgungsrelevante 
Kernsortimente anbieten dürfen. Die bislang 
empfohlene Begrenzung des Non-Food-An-
teils auf unter 10 Prozent der Verkaufsfläche 
soll durch eine Begrenzung des Anteils der 
innenstadtrelevanten, also der zentrenre-
levanten abzüglich der nahversorgungsrele-
vanten Sortimente auf maximal 10 Prozent 
der Verkaufsfläche präzisiert werden. 

Der Sammelbegriff „non-food“ (= Waren, die 
nicht zum Verzehren bestimmt sind) um-
fasst nämlich auch nahversorgungsrelevan-
te Sortimente wie Drogeriewaren, Wasch-, 
Putz- und Reinigungsmittel sowie Zeitungen, 
Zeitschriften, Schreibwaren und Büroartikel 
sowie Tiernahrung, die zuweilen auch unter 
dem Begriff „non food I“ zusammengefasst 
und die in Lebensmittelmärkten im Sinne 
einer verbrauchernahen Grundversorgung 
auch durchaus als Kernsortimente angebo-
ten werden. 

ABHILFE DURCH EINE ANLEITUNG ZUR VERBESSERTEN HANDHABUNG DER VERMUTUNGSREGELUNG



10

Dagegen sollen die innenstadtrelevanten 
Sortimente nur beschränkt auf maximal 
10 Prozent der Gesamtverkaufsfläche als 
Randsortimente geführt werden dürfen. Dies 
gilt auch für die sogenannten „Aktionswaren“, 
die vor allem in den Lebensmittel-Discoun-
tern temporär angeboten werden, soweit 
diese den innenstadtrelevanten Sortimenten 
zuzuordnen sind. 

Für die Betriebstypenbildung zur Widerle-
gung der Regelvermutung ist entscheidend, 
dass auch die Lebensmittel-Discounter heute 
durchweg dominant nahversorgungsrelevan-
te Sortimente führen.

b) Standort 
Vom Standort her steht die städtebauliche 
Integration im Focus. Diese ist bei einer 
Lage in einem zentralen Versorgungsbereich 
oder ausnahmsweise auch bei einer inte-
grierten Nahversorgungslage außerhalb der 
Zentren gegeben. Hierbei ist der Aspekt der 
Verbrauchernähe mit abgedeckt.

Ob dieser Standort auch hinsichtlich des 
vorhabenbedingten Verkehrsaufkommens 
verträglich ist, kann nach Feststellung der 
städtebaulichen Integration des Vorhaben-
standortes in der nachfolgenden zweiten 
Prüfungsstufe konkret untersucht werden. 
Wenn allerdings verkehrliche Bedenken ge-
gen das Vorhaben von vornherein erkennbar 
sind, erübrigt sich die Prüfung der städtebau-
lichen Integration des Standortes, weil allein 
schon diese Verkehrsbedenken die Widerle-
gung der Regelvermutung ausschließen. Bei 
der derzeit recht häufigen Erweiterung beste-
hender Lebensmittel-Discounter dürfte i. d. R. 
nicht von einer erheblichen und unverträgli-
chen Verkehrszunahme auszugehen sein.

ABHILFE DURCH EINE ANLEITUNG ZUR VERBESSERTEN HANDHABUNG DER VERMUTUNGSREGELUNG
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Die Bedeutung 
städtebaulich integrierter Standorte 6.

Die bestmögliche Versorgung der Bevölke-
rung mit Lebensmitteln und anderen Gütern 
des kurzfristigen Bedarfs verlangt städte­
baulich integrierte Standorte für Lebens-
mittelsupermärkte und auch für Lebensmit-
teldiscounter. 

Grundsätzlich sollen solche in der Regel 
großflächigen Märkte in den zentralen Ver­
sorgungsbereichen, also in den Innen-
städten und Ortszentren, in den Nebenzen-
tren und vor allem auch in den Grund- und 
Nahversorgungszentren angesiedelt oder 
auch erweitert werden dürfen, in denen diese 
Märkte u. a. wichtige Frequenzbringerfunkti-
onen für andere Einzelhandelsbetriebe und 
auch für Dienstleistungsbetriebe erfüllen. Die 
zentralen Versorgungsbereiche stellen heute 
zudem das Grundgerüst einer verbraucher-
nahen Grundversorgung. Wegen ihrer gro-
ßen Bedeutung für diese Bereiche sind diese 
Lebensmittelmärkte grundsätzlich „zen­
trenpflichtig“. 

Außerhalb dieser Zentren können moderne, 
i. d.  R. großflächige Lebensmittelmärkte die-
se Grundversorgung ergänzen, wenn diese 
nicht allein von den Zentren geleistet werden 
kann. 
Die Ansiedlung oder Erweiterung moderner 
Lebensmittelmärkte außerhalb der zen­
tralen Versorgungsbereiche ist aber nur 
unter folgenden Ausnahmevoraussetzun­
gen städtebaulich vertretbar: 

●● Der Standort des Vorhabens muss wohn-
siedlungsräumlich integriert sein.

●● Das Vorhaben muss überwiegend der 
Nahversorgung dienen.

●● Es darf zentrale Versorgungsbereiche 
oder die Nahversorgungsstruktur nicht 
wesentlich beeinträchtigen.

Dabei ist die Erfüllung der Nahversorgungs-
funktion oft die am schwierigsten zu bestim-
mende Voraussetzung für eine Ausnahme 
von der grundsätzlichen Zentrenpflicht der 
großflächigen Lebensmittelmärkte. 

Hinweis: 
Näheres zur Nahversorgungsfunktion und 
zur Bestimmung integrierter Nahversor-
gungsstandorte außerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche siehe Vermerk in der 
Anlage 1

Derart integrierte Standorte für moderne Le-
bensmittelmärkte in den Zentren und aus-
nahmsweise auch in zentrenergänzenden 
Nahversorgungslagen liegen nicht nur im 
städtebaulichen Interesse der Städte und Ge-
meinden, sondern wegen der notwendigen 
Kundennähe auch im Interesse der in dieser 
Branche agierenden Handelsunternehmen. 

DIE BEDEUTUNG STÄDTEBAULICH INTEGRIERTER STANDORTE 
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„Typische Atypik“ 
städtebaulich integrierter Lebensmittelmärkte7.

Wenn nun ein Lebensmittelmarktvorhaben 
an einem städtebaulich integrierten Standort 
realisiert werden soll, liegen Anhaltspunkte 
dafür vor, dass es sich um ein Vorhaben han-
delt, das aufgrund seiner Sortimentsstruktur 
und auch aufgrund der besonderen städte-
baulichen Situation nicht zu dem Betriebstyp 
gerechnet werden kann, den der Verord-
nungsgeber dem § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 
zugrunde gelegt hat.

Ein Lebensmittel-Supermarkt oder ein Le-
bensmittel-Discounter führt eben nicht ein 
breites Warenangebot, sondern dominant nur 
nahversorgungsrelevante Sortimente. Damit 
ist er in betrieblicher Hinsicht atypisch.

In städtebaulicher Hinsicht ist ein großflächi-
ger Lebensmittelmarkt an einem integrierten 
Betriebsstandort atypisch, weil er sich in zen-
traler oder zumindest für die Wohnbevölke-
rung allgemein gut erreichbarer Lage befindet 
und damit das Gegenteil der dieser Vorschrift 
zugrundeliegenden städtebaulichen Situation 
eines nicht integrierten Standortes darstellt.

Die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 
BauNVO kann daher bei der Fallgruppe der 
marktüblichen Supermärkte und Lebensmit-
teldiscounter mit bis zu 1.500 Quadratmeter 
Verkaufsfläche an städtebaulich integrierten 
Standorten entkräftet werden, weil hierbei 
genügend Anhaltspunkte im Sinne des § 11 
Abs. 3 Satz 4 BauNVO dafür vorliegen, dass 
in betrieblicher und städtebaulicher Hinsicht 
eine von der Vorstellung des Verordnungs-
gebers abweichende atypische Situation 
vorliegt und deshalb die Regelvermutung 
nachteiliger Auswirkungen nicht greift. Die 
in dieser Vorschrift genannten drei Bezugs-
punkte sind alle berücksichtigt:

●● Das Warenangebot eines modernen 
Lebensmittelmarktes konzentriert sich 
auf Lebensmittel und andere nahversor-
gungsrelevante Hauptsortimente. Diese 

Sortimente gehören zum Kernbereich der 
verbrauchernahen Grundversorgung.

Wenn der Anteil innenstadtrelevanter  
(= zentrenrelevanter abzüglich der nahver-
sorgungsrelevanten) Randsortimente weni-
ger als 10 Prozent der Gesamtverkaufsfläche 
ausmacht, weicht ein solcher Markt von der 
Vorstellung des Verordnungsgebers ab, der 
bei der Einführung der Sondergebietspflicht 
außerhalb der Kerngebiete durch § 11 Abs. 3 
BauNVO von Vorhaben mit einem umfassen-
den Warenangebot einschließlich innenstadt-
relevanter Hauptsortimente ausging.

●● Ein städtebaulich integrierter Standort 
trägt stets der Gliederung und der Grö­
ße einer Gemeinde und ihrer Ortsteile 
Rechnung, weil er sonst nicht als integ-
riert angesehen werden könnte. Ein sol-
cher Standort weicht ebenfalls massiv von 
der Vorstellung des Verordnungsgebers 
von einem städtebaulich nicht integrierten 
Standort außerhalb funktionsgerecht ge-
wachsener Strukturen ab und begründet 
somit auch auf der städtebaulichen Ebene 
eine atypische Situation. 

●● Bei einem Standort des Lebensmittel-
markt-Vorhabens im zentralen Versor-
gungsbereich oder in einer integrierten 
Nahversorgungslage ist zudem stets da-
von auszugehen, dass es der Sicherung 
der verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung dient.

Es liegen somit wesentliche Anhaltpunkte dafür 
vor, dass die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 
S. 3 BauNVO bei großflächigen Discountern 
und Supermärkten bis 1.500 Quadratmeter 
Verkaufsfläche an städtebaulich integrierten 
Standorten widerlegt ist, Solche Vorhaben sind 
„typisch atypisch“, weil bei diesen Vorhaben 
die betriebliche und städtebauliche Situation 
nicht der entspricht, welche dieser Regelvermu-
tung als typisch zu Grunde gelegt worden ist.

„TYPISCHE ATYPIK“ STÄDTEBAULICH INTEGRIERTER LEBENSMITTELMÄRKTE
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Notwendigkeit 
einer konkreten Auswirkungsanalyse 

in der zweiten Prüfungsstufe 8.

Wenn die Regelvermutung negativer Auswir-
kungen wegen Vorliegens einer atypischen 
Fallgestaltung nicht greift, muss in einem 
zweiten Schritt geprüft werden, ob in dem 
anstehenden Fall Besonderheiten vorliegen, 
die doch nachteilige Auswirkungen erwarten 
lassen. Nach der Feststellung der städtebau-
lichen Integration des Vorhabenstandortes 
muss also stets noch anhand des konkreten 
Einzelfalls geprüft werden, ob das zur Ge-
nehmigung anstehende Vorhaben gleichwohl 
mit negativen Auswirkungen der in § 11 Abs. 
3 Satz 2 BauNVO genannten Art verbunden 
sein kann (vergl. dazu die Erläuterungen in 
Ziff. 3.2 des Einzelhandelserlasses für das 
Land Brandenburg vom 17.6.2014). Dies 
hätte dann zur Folge, dass das Vorhaben ge-
mäß § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO sehr 
wohl der Sonder- oder Kerngebietspflicht un-
terliegt und damit außerhalb solcher Gebiete 
nicht genehmigt werden kann.

Nachteilige Auswirkungen auf die Entwick-
lung zentraler Versorgungsbereiche und auf 
die verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-
kerung im Einzugsbereich des anstehenden 
großflächigen Vorhabens müssen i. d. R. in 
dieser zweiten Prüfungsstufe nicht mehr nä-
her untersucht werden, weil ein Lebensmittel- 
Discounter oder Supermarkt an einem städ-
tebaulich integrierten Standort in aller Regel 
auch zentrenverträglich ist und das Waren-
angebot eines solchen Marktes auch der ver-
brauchernahen Grundversorgung dient. 

In Ausnahmefällen kann es allerdings insbe-
sondere in Nahversorgungszentren erforder-
lich sein, die Dimensionierung eines groß-
flächigen Lebensmittelmarkt-Vorhabens auf 
seine Verträglichkeit mit anderen zentralen 
Versorgungsbereichen und mit zentrenergän-
zenden integrierten Nahversorgungslagen 
hin zu überprüfen und ggf. zu reduzieren. Bei 
einem großflächigen Vorhaben außerhalb 
der Zentren ist aber ohnehin schon in der 
ersten Stufe zu prüfen, ob es wirklich über-

wiegend nur der Versorgung des jeweiligen 
Nahbereichs dient und ob es vom Umfang 
her überhaupt ein zentrenverträglicher und 
damit ein integrierter Nahversorger ist.

Daher kann sich die abschließende Auswir-
kungsprüfung meistens im Wesentlichen auf 
die anderen in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO 
genannten Belange konzentrieren, insbe-
sondere auf einen ausreichenden Immissi-
onsschutz und auf die Bewältigung vorha-
benbedingter Verkehrsprobleme. Wenn z. B. 
der Immissionsschutz für eine benachbarte 
Wohnbebauung nicht gewährleistet werden 
kann oder wenn nur schwer lösbare Ver-
kehrsprobleme zu befürchten sind, ist das 
Vorhaben schon wegen dieser nachteiligen 
Auswirkungen auch an einem integrierten 
Standort sonder- oder kerngebietspflichtig.

NOTWENDIGKEIT EINER KONKRETEN AUSWIRKUNGSANALYSE IN DER ZWEITEN PRÜFUNGSSTUFE
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Fazit zur Anwendung der Vermutungsregelung 
bei städtebaulich integrierten Lebensmittelmärkten9.

a) Bei einem großflächigen Lebensmittel-
markt-Vorhaben (bis zu 1.500 Quadratme-
ter Verkaufsfläche) an einem städtebaulich 
integriertem Standort sprechen gewichtige 
Anhaltspunkte für einen atypischen Fall, so 
dass die Regelvermutung des § 11 Absatz 3 
Satz 3 BauNVO widerlegt ist.
Die Darlegungslast für das Vorliegen einer 
solchen atypischen Fallgestaltung trägt der 
Bauherr. 

b) In einem weiteren Schritt ist dann ab-
schließend zu prüfen, ob bei dem anstehen-
den Vorhaben Besonderheiten vorliegen, die 
doch negative Auswirkungen auf einzelne 
städtebauliche Belange erwarten lassen. Da-
bei kann nach Feststellung eines städtebau-
lich integrierten Standortes meistens von der 
Zentrenverträglichkeit des Vorhabens und 
von seiner Relevanz für eine verbraucher-
nahe Versorgung ausgegangen werden. Es 
muss aber auch die Möglichkeit negativer 
Auswirkungen des jeweils anstehenden Vor-
habens auf andere städtebauliche Belange 
ausgeschlossen werden können. Auch hier-
für trägt der Bauherr die Darlegungslast.

Nur dann ist das Vorhaben trotz seiner Groß-
flächigkeit und trotz des Überschreitens der 
Regelvermutungsgrenze auch außerhalb ei-
nes Kerngebietes oder eines speziellen Son-
dergebietes für den großflächigen Einzelhan-
del zulässig.

Die Widerlegung der Regelvermutung gibt 
also nur den Weg frei für eine zweite Prü-
fungsstufe, in der die möglichen Auswirkun-
gen des Vorhabens untersucht werden. Nur 
wenn dabei die Möglichkeit raumordnerischer 
und städtebaulicher Negativauswirkungen 
auszuschließen ist, ist das Vorhaben nicht 
als kern- oder sondergebietspflichtiger Be-
trieb i. S. d. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO 
einzustufen.

Hinweis: 
Einen Überblick über diese empfohlene 
Handhabung der Vermutungsregelung bei 
großflächigen Lebensmittelmärkten vermit-
telt die Grafik in der Anlage 2

FAZIT ZUR ANWENDUNG DER VERMUTUNGSREGELUNG
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Anwendung raumordnerischer Vorgaben 
für Einzelhandelsgroßprojekte 10.

Wenn nach dieser zweistufigen Prüfung fest-
steht, dass das anstehende Vorhaben kein 
kern- oder sondergebietspflichtiger Einzel-
handelsbetrieb i. S. d. Vorschrift ist, sind für 
die Beurteilung des Vorhabens auch nicht 
die für die Planung von Einzelhandelsgroß-
projekten geltenden raumordnerischen Ziele 
und Grundsätze des LEP Berlin-Branden-
burg vom 31.3.2009 heranzuziehen. 

Im LEP Berlin-Brandenburg vom 31.3.2009 
sind die Ausnahmen vom Konzentrations-
gebot im Abschnitt 4.7 (6) und vom Integ-
rationsgebot im Abschnitt 4.8 (5) formuliert. 
Eine Ausnahme vom Konzentrationsge­
bot setzt voraus, dass das Vorhaben ganz 
überwiegend der Nahversorgung dient und 
sein Standort in einem städtischen Kernbe-
reich oder in einem wohngebietsbezogenen 
Versorgungsbereich liegt. Überwiegend der 
Nahversorgung dient ein Vorhaben, wenn die 
gesamte vorhabenbezogene Verkaufsfläche 
2.500 Quadratmeter nicht überschreitet und 
auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsflä-
che nahversorgungsrelevante Sortimente 
angeboten werden. Eine Ausnahme vom 
Integrationsgebot für Vorhaben außerhalb 
der städtischen Kernbereiche zentraler Orte 
setzt ebenfalls eine überwiegende Nahver-
sorgungsfunktion und die Lage in einem 
wohngebietsbezogenen Versorgungsbereich 
voraus.

ANWENDUNG RAUMORDNERISCHER VORGABEN FÜR EINZELHANDELSGROSSPROJEKTE
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Positive Funktion von Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepten – Aufgabe der Gemeinden 11.

Bei der Anwendung der Vermutungsregelung 
des § 11 Abs. 3 BauNVO auf großflächige 
Supermarkt- und Lebensmitteldiscountmarkt-
Vorhaben kommt – wie in vorgenannten Ab-
schnitten bereits dargelegt – der Feststellung 
eines städtebaulich integrierten Standortes 
durch die Baugenehmigungsbehörden eine 
zentrale Rolle zu. 

Diese Feststellung wird einer Baugeneh-
migungsbehörde sehr erleichtert, wenn die 
Standortgemeinde über ein kommunales 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept ver-
fügt, in dem die zentralen Versorgungsbe-
reiche und auch die integrierten Nahversor-
gungslagen außerhalb der Zentren räumlich 
und funktional festgelegt sind. Aufgrund 
dieses Standortekonzepts kann die Bauge-
nehmigungsbehörde unschwer feststellen, 
ob das Ansiedlungs- oder Erweiterungsvor-
haben an einem städtebaulich integrierten 
Standort realisiert werden soll oder nicht.

Die Festlegung der städtebaulich integrier-
ten Standorte in einem Einzelhandels- oder 
Zentrenkonzept ist allerdings weder eine Zu-
lässigkeitsvoraussetzung für das Vorhaben 
noch eine Zulassungsgarantie. Ein solches 
Konzept erleichtert aber der Baugenehmi-
gungsbehörde die Prüfung des besonders 
bedeutsamen Kriteriums der städtebaulichen 
Integration eines Vorhabenstandortes unge-
mein und trägt damit insbesondere zu einer 
verbesserten und praktikablen Handhabung 
der Regelvermutung in Satz 3 und ihrer Wi-
derlegbarkeit nach Satz 4 des § 11 Abs. 3 
BauNVO bei.

Kernbestandteile solcher Konzepte, die 
in Ziff. 6.4.1 des Einzelhandelserlasses des 
Ministeriums für Infrastruktur und Landwirt-
schaft vom 17. Juni 2014 für das Land Bran-
denburg ausdrücklich empfohlen wurden, 
sind:

●● Solide gutachterliche Untersuchungen zur 
bestehenden Angebots- und Nachfrage-
struktur sowie zu den Rahmenbedingun-
gen und Spielräumen für weitere Entwick-
lungen 

●● Ein eindeutiges Standortkonzept, eine 
ortsspezifisch entwickelte Sortimentsliste 
und klare Ziele und Grundsätze für die 
städtebauliche Einzelhandelssteuerung 

●● Das Durchlaufen einer intensiven Öffent-
lichkeits- und Trägerbeteiligung

●● Abwägung eingegangener Bedenken 
und Anregungen vom jeweiligen Stadt- 
oder Gemeinderat und Beschluss als 
städtebauliches Entwicklungskonzept 
(i. S. d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). 

Derartige Entwicklungskonzepte, die in grö-
ßeren Städten auch spezielle Teilkonzepte 
für die Nahversorgung mit Lebensmitteln und 
anderen kurzfristig nachgefragten Gütern 
enthalten können, dürfen nicht nur den Sta-
tus Quo beschreiben, sie müssen vielmehr 
auch nutzbare Potentialflächen für die Zen-
trenentwicklung ausweisen. 

Bei der Erarbeitung solcher Standortkonzep-
te ist die Beteiligung der Handelsverbände, 
der Handwerkskammern und der IHK´s von 
besonderer Bedeutung, um auch die betrieb-
lichen Anforderungen an Handelsstandorte 
in den zentralen Versorgungsbereichen an-
gemessen zu berücksichtigen. 

Solche Einzelhandels- und Zentrenkonzepte 
können zwar als informelle Entwicklungs-
konzepte keine Baurechte schaffen oder 
aufheben, sie ermöglichen aber eine situ-
ationsgerechte städtebauliche Beurteilung 
strukturrelevanter Einzelhandelsvorhaben. 
Sie bilden die Grundlage für die Festsetzung 
zentraler Versorgungsbereiche im Flächen-
nutzungsplan und für einzelhandelsbezoge-

POSITIVE FUNKTION VON EINZELHANDELS- UND ZENTRENKONZEPTEN – AUFGABE DER GEMEINDEN 
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ne Festsetzungen in den Bebauungsplänen. 
Sie sind außerdem für eine sachgerechte 
Abwägung auch der privaten Belange der 
Grundstückseigentümer und der Betriebsin-
haber bedeutsam. 

Diese Konzepte sind – auch um ein Entste-
hen von zentrenrelevanten Einzelhandels-
betrieben an nicht-integrierten Standorten zu 
verhindern – konsequent durch eine entspre-
chende Bauleitplanung umzusetzen, indem 

●● die für die zentralen Versorgungsbereiche 
notwendigen Gebietsarten festgesetzt 
werden und 

●● der nahversorgungs- und zentrenrelevan-
te Einzelhandel außerhalb der im Konzept 
ausgewiesenen Standortbereiche grund-
sätzlich durch entsprechende Bebau-
ungsplanfestsetzungen ausgeschlossen 
wird. 

Dies gilt auch und insbesondere für die au-
ßerhalb von zentralen Versorgungsbereichen 
oder von integrierten Nahversorgungsstand-
orten liegenden Lebensmittelmarkt-Vorha-
ben, die unterhalb der Großflächigkeitsgren-
ze von 800 Quadratmeter Verkaufsfläche 
bleiben und die schon deshalb nicht dem 
Sonderregime des § 11 Abs. 3 BauNVO un-
terliegen.

Bei großflächigen Lebensmitteldiscount-
markt- und Supermarkt-Vorhaben ist somit 
eine praktikable Handhabung der Vermu-
tungsregelung des § 11 Abs. 3 BauNVO 
durch die Baugenehmigungsbehörden mög-
lich, wenn das jeweilige Vorhaben an einem 
städtebaulich integrierten Standort, also in 
einem zentralen Versorgungsbereich oder 
ausnahmsweise auch in einer integrierten 
Nahversorgungslage außerhalb der Zentren 
realisiert werden soll und diese integrierten 
Standortbereiche sich ohne Weiteres aus 
dem gemeindlichen Einzelhandels- und Zen-

trenkonzept entnehmen lassen. 

Fehlen solche kommunalen Standortkon-
zepte, ist auf die tatsächlich vorhandenen, 
zentralen Versorgungsbereiche abzustellen. 
Die Widerlegung der Regelvermutung ist 
zwar auch ohne Einzelhandels- und Zentren-
konzept möglich, wenn der Vorhabenstand-
ort eindeutig städtebaulich integriert ist. In 
Grenzfällen wird die Widerlegung aber sehr 
erleichtert, wenn sich die Standortintegration 
ohne Weiteres aus einem solchen Konzept 
ableiten lässt. 

POSITIVE FUNKTION VON EINZELHANDELS- UND ZENTRENKONZEPTEN – AUFGABE DER GEMEINDEN 
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen12.

Die möglichst wohnungsnahe oder zumin-
dest wohnortnahe Versorgung der Bevölke-
rung mit Lebensmitteln und anderen Gütern 
des kurzfristigen Bedarfs erfordert städte-
baulich integrierte Standorte für moderne, 
i. d. R. großflächige Lebensmittelmärkte, die 
den Hauptanteil an der heutigen Nahversor-
gung haben. 

Diese Lebensmittelsuper- und Discountmärk-
te sollen daher grundsätzlich nur in den zen-
tralen Versorgungsbereichen (Innenstädte, 
Ortszentren, Nebenzentren sowie Grund und 
Nahversorgungszentren) angesiedelt und er-
weitert werden. 

Ausnahmsweise können sie aber auch außer-
halb dieser Zentren angesiedelt oder erweitert 
werden, wenn ihr Standort in einem Wohn-
siedlungszusammenhang integriert ist, sie 
überwiegend der Versorgung in ihrem Nahbe-
reich dienen und zentrale Versorgungsberei-
che nicht wesentlich beeinträchtigen.

Soll ein moderner Discounter oder Super-
markt an einem solchen städtebaulich inte-
grierten Standort angesiedelt oder erweitert 
werden, ist die in § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 
bei 1.200 Quadratmeter Geschossfläche an-
gesetzte Regelvermutung nachteiliger Aus-
wirkungen auf raumordnerische und städte-
bauliche Belange gemäß des Satzes 4 dieser 
Vorschrift widerlegt. Er weicht in betrieblicher 
und städtebaulicher Hinsicht von der Fall-
konstellation ab, die der Regelvermutung als 
typisch zu Grunde gelegt worden ist; er ist 
damit „typisch atypisch“. 

Es ist dann in einer 2. Stufe konkret zu prüfen, 
ob Besonderheiten vorliegen, die im konkre-
ten Einzelfall doch nachteilige Auswirkungen 
auf einzelne in § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauN-
VO aufgeführte Belange erwarten lassen. 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungs-
bereiche und die Versorgung der Bevölke-
rung im Einzugsbereich des Vorhabens sind 

in dieser zweiten Prüfungsstufe allerdings 
meistens nicht mehr näher zu untersuchen, 
da Lebensmittelmärkte an städtebaulich inte-
grierten Standorten i. d. R. zentrenverträglich 
sind und der verbrauchernahen Grundver-
sorgung dienen. 

Wenn insgesamt keine nachteiligen Auswir-
kungen von dem großflächigen Ansiedlungs- 
oder Erweiterungsvorhaben zu erwarten 
sind, ist das Vorhaben auch kein großflächi-
ger Einzelhandelsbetrieb i. S. d. § 11 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 BauNVO, der nur im Kerngebiet 
oder in einem eigens dafür festgesetzten 
Sondergebiet zulässig wäre. Dann können 
einem solchen Vorhaben auch die landespla-
nerischen Ziele des LEP B-B für die Planung 
von Einzelhandelsgroßprojekten nicht entge-
gengehalten werden.

Anwendungsprobleme bei der Widerlegung 
der Regelvermutung nachteiliger Auswirkun-
gen großflächiger Einzelhandelsbetriebe mit 
mehr als 1.200 Quadratmeter Geschossflä-
che lassen sich weitgehend vermeiden, wenn 
die Städte und Gemeinden lokale Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzepte aufstellen, in de-
nen die zentralen Versorgungsbereiche und 
möglichst auch die integrierten Nahversor-
gungslagen funktional und räumlich festlegt 
werden. Soweit eine räumliche Festlegung 
integrierter Nahversorgungslagen gemein-
deweit nicht abschließend möglich ist, sollten 
aus dem Konzept aber wenigstens möglichst 
klare Kriterien für die Annahme eines städte-
baulich integrierten Nahversorgungsmarktes 
zu entnehmen sein. 

Auf diese Standortausweisungen und Krite-
rien können die Baugenehmigungsbehörden 
zurückgreifen, wenn es um die Prüfung geht, 
ob der Standort des jeweiligen Vorhabens 
städtebaulich integriert ist. 

Da auf diese Weise für großflächige Lebens-
mittelmärkte an städtebaulich integrierten 

ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN
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Standorten eine durchaus praktikable Hand-
habung der Vermutungsregelung des § 11 
Abs. 3 Satz 3 und 4 BauNVO möglich ist, er-
übrigt sich eine Änderung dieser Vorschrift. 

Den Städten und Gemeinden wird empfohlen, 
unter Einbeziehung insbesondere der Einzel-
handelsverbände und der IHKs, diese flexib-
lere Handhabung des § 11 Abs. 3 BauNVO 
bei großflächigen Discountern und Super-
märkten an städtebaulich integrierten Stand-
orten durch die Aufstellung und rechtzeitige 
Fortschreibung ihrer lokalen Einzelhandels- 
und Zentrenkonzepte zu unterstützen, in de-
nen diese integrierten Standortbereiche aus-
gewiesen sind.

Den Bauaufsichtsbehörden wird empfoh-
len, von dieser Möglichkeit der verbesserten 
Handhabung der Vermutungsregelung des 
§ 11 Abs. 3 BauNVO bei Ansiedlungs- und 
Erweiterungsvorhaben für großflächige Dis-
counter und Supermärkte an städtebaulich 
integrierten Standorten Gebrauch zu ma-
chen, indem bei dieser Fallkonstellation die 
Regelvermutung negativer Auswirkungen als 
wiederlegt angesehen wird. Damit ist der Weg 
frei für die Prüfung der einzelnen Auswirkun-
gen des konkret anstehenden Vorhabens. 
Die Regelvermutung wirkt dann nicht mehr 
als Zulassungssperre für Betriebsstandorte 
außerhalb von Kern- und Sondergebieten.

ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN
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Reihenfolge und Kriterien der Zulässigkeitsprüfung 
für großflächige Lebensmittelmärkte

Zusammenstellung prüffähiger 
Unterlagen zu dem anstehenden 
Projekt

Um die Zulässigkeit großflächiger Le-
bensmittelmarkt-Vorhaben beurteilen und 
hierbei auch insbesondere die Vermu-
tungsregelung des § 11 Abs. 3 BauNVO 
anwenden zu können, müssen folgende 
Projektdaten zusammengetragen werden

●● Standort

●● Neubau, Nutzungsänderung oder 
Erweiterung?

●● Sortimentsstruktur:
●● Lebensmittel und andere nahver-

sorgungsrelevante Hauptsortimente
●● zentrenrelevante Randsortimente

●● Betriebstyp:
●● Vollsortimenter = Supermarkt
●● oder Discounter

●● Verkaufsfläche über 800 Quadratme-
ter, aber nicht mehr als 1.500 Quad-
ratmeter Verkaufsfläche

●● Geschossfläche über 1.200 Quadrat-
meter

●● notwendige Stellplätze 

●● Erschließung

REIHENFOLGE UND KRITERIEN DER ZULÄSSIGKEITSPRÜFUNG FÜR GROSSFLÄCHIGE LEBENSMITTELMÄRKTE

13.
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Kern- oder Sondergebietspflichtigkeit 
des Vorhabens?

Wenn feststeht, dass das anstehende Vorha-
ben ein großflächiger Lebensmittel-Discoun-
tern oder ein Lebensmittel-Supermarkt mit 
nicht mehr als 1.500 Quadratmeter Verkaufs-
fläche ist, ist zu prüfen, ob es ein kern- oder 
sondergebietspflichtiger Betrieb i. S. d. § 11 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO ist.

In einem ersten Prüfschritt ist zu ermitteln, 
ob der Standort des Vorhabens städtebaulich 
integriert und damit die Regelvermutung wi-
derlegt ist.

Standort des Vorhabens städtebaulich 
integriert?

●● innerhalb eines im Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept festgelegten zentralen 
Versorgungsbereiches oder

●● innerhalb einer im Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept ausgewiesenen integrier-
ten Nahversorgungslage oder 

●● innerhalb eines faktischen zentralen Ver-
sorgungsbereiches? (wenn kein Konzept) 
oder

●● integrierter Nahversorger (außerhalb 
einer im Konzept ausgewiesenen integ-
rierten Nahversorgungslage)

Wenn der Standort integriert ist, ist die 
Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 
BauNVO widerlegt.

Damit ist der Weg frei für den zweiten Prüf­
schritt, also für die Prüfung möglicher Nega-
tivauswirkungen des Vorhabens.

REIHENFOLGE UND KRITERIEN DER ZULÄSSIGKEITSPRÜFUNG FÜR GROSSFLÄCHIGE LEBENSMITTELMÄRKTE

Möglichkeit nachteiliger Auswirkungen ?

●● schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. 
§ 3 BImSchG

●● nachteilige Auswirkungen auf
●● die Entwicklung zentraler Versor-

gungsbereiche (nur ausnahmsweise)
●● die Versorgung der Bevölkerung im 

Einzugsbereich des Vorhabens 
●● den Verkehr
●● die infrastrukturelle Ausstattung
●● das Orts- und Landschaftsbild
●● den Naturhaushalt

Wenn nachteilige Auswirkungen des Vor-
habens auf nur einen dieser Belange möglich 
sind, ist das Vorhaben gemäß § 11 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauNVO kern- oder sonderge­
bietspflichtig. 

Wenn aber keine nachteiligen Auswirkun­
gen auf die in § 11 III S. 2 BauNVO genannten 
Belange zu erwarten sind, ist das Vorhaben 
nicht kern- oder sondergebietspflichtig.

Sodann sind in einem dritten Prüfschritt je-
weils die weiteren planungsrechtlichen Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen zu untersuchen.
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Planungsrechtliche Zulässigkeit der
nicht kern- oder sondergebietspflichtigen 
großflächigen Lebensmittelmärkte

●● im beplanten Innenbereich (hinsichtlich 
Art der Nutzung):

●● § 30 Abs. 1 und 2 BauGB: Im Be-
bauungsplan festgesetzte Gebietsart 
i. V. m. den Baugebietsvorschriften der 
BauNVO; insbesondere:

●● im Mischgebiet: ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Gewerbe- und 
Wohnnutzung (§ 15 Abs. 1 Satz 1 
BauNVO)?

●● im allgemeinen Wohngebiet: Lä-
den nur zur Gebietsversorgung 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO)?

●● bei „Planreife“ eines Bebauungsplan-
entwurfs:

●● zusätzlich die Voraussetzungen 
des § 33 BauGB prüfen!

●● im unbeplanten Innenbereich (hinsicht-
lich Art der Nutzung): (§ 34 BauGB)

●● wenn faktisches Baugebiet i. S. d. 
BauNVO:

●● Prüfung wie im überplanten Innen-
bereich (§ 34 Abs. 2 BauGB)

●● wenn diffuse Gebietsstruktur: Sich 
einfügen nach § 34 Abs. 1 BauGB)?

●● ja, wenn großflächiger Einzelhan-
delsbetrieb in der näheren Umge-
bung und Rücksichtnahmegebot 
gewahrt

●● wenn kein großflächiger Einzelhan-
delsbetrieb in der näheren Umge-
bung, nur, wenn ausnahmsweise 
keine Begründung oder Verstär-
kung bodenrechtlicher Spannun-
gen zu erwarten

REIHENFOLGE UND KRITERIEN DER ZULÄSSIGKEITSPRÜFUNG FÜR GROSSFLÄCHIGE LEBENSMITTELMÄRKTE

Hinweis:
Zentrenschädliche Auswirkungen i. S. d. § 34 
Abs. 3 BauGB würden bereits zur Kern- oder 
Sondergebietspflichtigkeit i. S. d. § 11 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 BauNVO geführt haben; daher hier 
nicht mehr zu prüfen)
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Planungsrechtliche Zulässigkeit
kern- oder sondergebietspflichtiger 
Lebensmittelmärkte

●● im beplanten Innenbereich (hinsichtlich 
der Art der Nutzung)

●● nur in Kerngebieten und in Sonder­
gebieten nach § 11 Abs. 3 BauNVO 

●● im unbeplanten Innenbereich (hinsicht-
lich der Art der Nutzung): § 34 BauGB 

●● gem. § 34 Abs. 3 BauGB nur in fakti­
schen Kerngebieten und faktischen 
Sondergebieten für den großflächi-
gen Einzelhandel

●● keine schädlichen Auswirkungen 
auf zentrale Versorgungsbereiche 
(§ 34 Abs. 3 BauGB)

●● bei diffuser Gebietsstruktur:

●● Sicheinfügen nach 34 Abs. 1 BauGB:
●● wenn großflächiger Einzelhandels-

betrieb in der näheren Umgebung 
und Rücksichtnahmegebot gewahrt

●● keine schädlichen Auswirkungen 
auf zentrale Versorgungsbereiche 
(§ 34 Abs. 3 BauGB)

●● wenn kein großflächiger Einzelhan-
delsbetrieb in der näheren Umge-
bung, nur wenn ausnahmsweise 
keine bodenrechtlichen Spannun-
gen; da aber mehr als nur unwe-
sentliche Negativauswirkungen auf 
städtebauliche Belange, kein Einfü-
gen; Vorhaben damit unzulässig 

●● auf den Ausschluss zentrenschädi-
gender Auswirkungen i. S. d. § 34 
Abs. 3 BauGB kommt es nicht mehr 
an

REIHENFOLGE UND KRITERIEN DER ZULÄSSIGKEITSPRÜFUNG FÜR GROSSFLÄCHIGE LEBENSMITTELMÄRKTE

Hinweis: 
Einen Überblick über die planungsrechtliche 
Zulässigkeit großflächiger Lebensmittelmärk-
te im unbeplanten Innenbereich vermittelt die 
entsprechende Grafik der Anlage 3
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Prüfung der Atypik 
bei großflächigen Lebensmittelmärkten

I.	 Anhaltender Strukturwandel im 
	 Lebensmitteleinzelhandel 

Der Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhan-
del hält an. Für eine wohnungsnahe Grundver-
sorgung sind derzeit insbesondere die moder-
nen Lebensmittelmärkte von grundlegender 
Bedeutung, in denen die große Mehrheit der 
Verbraucher in Deutschland Lebensmittel und 
andere Güter des kurzfristigen Bedarfs ein-
kauft. Funktionsfähige Lebensmittelmärkte 
haben heute meist schon mehr als 800 Quad-
ratmeter Verkaufsfläche. Mittlere Supermärkte 
("Vollsortimenter") weisen schon seit Jahren 
bis zu 1.500 Quadratmeter auf. Die Neuansied-
lungs- und Erweiterungsvorhaben der führen-
den Lebensmittel-Discounter sind inzwischen 
überwiegend auch auf bis zu 1.200 Quadrat-
meteroder sogar 1.500 Quadratmeter ausge-
richtet. Alle diese Märkte benötigen je nach Be-
triebstyp eine „Mindestmantelbevölkerung“ von 
4.000 bis 8.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner im Einzugsbereich des jeweiligen Marktes.

Immer mehr kleinere Läden und Supermärk-
te unter 800 Quadratmeter Verkaufsfläche 
schließen. Die Zahl der Lebensmittelläden 
insgesamt ist rückläufig. Innerhalb der Wohn-
gebiete gibt es oft keine oder kaum noch Ver-
sorgungsangebote mit Gütern des täglichen 
Bedarfs. Das Grundversorgungsnetz wird im-
mer grobmaschiger. Teilweise ist bereits die 
wohnungsnahe Grundversorgung gefährdet.

Durch den Wegzug der größeren Lebensmit-
telmärkte an verkehrsgünstige Ausfallstra-
ßen werden zudem die traditionellen Zent-
ren gefährdet, weil diese Märkte als wichtige 
Frequenzbringer für die anderen Einzelhan-
delsbetriebe und die handelsnahen Dienstleis-
tungsbetriebe in den Zentren fehlen. Dadurch 
können die für eine verbrauchernahe Grund-
versorgung wichtigen Zentren veröden. Da-
runter leiden besonders die in ihrer Mobilität 
eingeschränkten Bevölkerungsgruppen. Pe-
ripher gelegene Lebensmittelmärkte nehmen 

oft allen Verbrauchern die Möglichkeit, sich an 
einem städtebaulich integrierten Standort woh-
nungsnah zu versorgen und hier alle Einkäufe 
und Besorgungen zur Deckung des Grundbe-
darfs zu erledigen. Solche zentralen Versor-
gungsbereiche dienen meist auch der sozialen 
Kommunikation. Größere Lebensmittelmärkte 
an peripheren Standorten gefährden nicht nur 
diese traditionellen Versorgungsbereiche, sie 
führen auch zu zusätzlichem PKW-Verkehr mit 
höherem Energieverbrauch und mehr Schad-
stoffausstoß sowie insgesamt zu verstärkter 
Außenentwicklung statt ökonomisch und öko-
logisch sinnvoller Innenentwicklung.

II.	 Notwendigkeit einer städtebaulichen 
Standortsteuerung

Um solche Fehlentwicklungen zu vermei-
den, gehören „moderne“ Lebensmittelmärk-
te grundsätzlich in die zentralen Versor-
gungsbereiche, also in die Innenstädte und 
Ortszentren sowie in die Grund- und Nah-
versorgungszentren, um dort ihre wichtigen 
Frequenzbringerfunktionen zu erfüllen und 
eine verbrauchernahe Grundversorgung zu 
ermöglichen. Die größeren Einzelhandelsbe-
triebe mit nahversorgungsrelevanten Haupts-
ortimenten müssen also im Interesse einer 
qualifizierten Nahversorgung und einer Stär-
kung der Zentren grundsätzlich in zentralen 
Versorgungsbereichen untergebracht wer-
den. Sie müssen insoweit in "die städtebauli-
che Pflicht genommen“ und als grundsätzlich 
„zentrenpflichtig“ angesehen werden.1 Diese 
auf die Zentren ausgerichtete Konzentration 
von großflächigen Nahversorgungsbetrie-
ben ist die notwendige und damit legitime 
städtebauliche Antwort auf die Strukturver-
änderungen im Lebensmitteleinzelhandel.
Ein leistungsfähiges Netz der zentralen Ver-

1	 Näheres dazu bei Janning, Nahversorgung und 
zentrenorientierte Einzelhandelssteuerung, ZfBR 
3/2012, 213-218 sowie Bunzel/Janning/Kruse/Kühn, 
Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungs-
bereiche, Difu-Arbeitshilfe, Berlin 2009, S. 118-119

PRÜFUNG DER ATYPIK BEI GROSSFLÄCHIGEN LEBENSMITTELMÄRKTEN
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sorgungsbereiche ist heute eine notwendige 
Voraussetzung für eine wohnungsnahe oder 
zumindest wohnortnahe Grundversorgung. 
Die großflächigen Lebensmittelmärkte in die-
sen Zentren bilden dafür das Grundgerüst.

Außerhalb dieser Zentren können und dürfen 
moderne, i. d. R. großflächige Lebensmittel-
märkte daher diese Grundversorgungsstruk-
tur im Sinne einer möglichst flächendecken-
den Nahversorgung nur ergänzen, wenn und 
soweit diese nicht allein von den Zentren ge-
leistet werden kann.2 

Die Ansiedlung oder Erweiterung moderner 
Lebensmittelmärkte außerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche ist deshalb nur unter 
folgenden Ausnahmevoraussetzungen städ-
tebaulich vertretbar:

●● Der Vorhabensstandort muss wohnsied-
lungsräumlich integriert sein.

●● Das Vorhaben muss überwiegend der 
Nahversorgung dienen.

●● Es darf zentrale Versorgungsbereiche 
nicht wesentlich beeinträchtigen.

Derart integrierte Standorte für moderne 
Lebensmittelmärkte (grundsätzlich) in den 
Zentren und (ausnahmsweise) auch in den 
zentrenergänzenden Nahversorgungslagen 
liegen nicht nur im städtebaulichen Interesse 
der Städte und Gemeinden, sondern wegen 
der notwendigen Kundennähe auch im Inte
resse der in dieser Branche agierenden Han-
delsunternehmen, die zunehmend solche 
Standorte favorisieren. 3 

2	 vgl. hierzu Haaß, Nahversorgung und Zentren-
schutz, BauR 2013, 1946 - 1951

3	 zu den Vorteilen städtebaulich integrierter Standorte 
siehe auch Studie der HafenCity Universität Ham-
burg (HCU und der International Real Estate Busi-
ness School (IRE/BS) an der Universität Regens-
burg, „Qualifizierte Nahversorgung im Lebensmitte-
leinzelhandel“, Endbericht März 2013

III.	§ 11 Abs. 3 BauNVO als 
	 Schlüsselvorschrift für die 
	 Zulässigkeit großflächiger Vorhaben 

Soweit Lebensmittelmärkte heute mehr als 
800 m² Verkaufsfläche aufweisen, sind sie 
als großflächige Einzelhandelsbetriebe an-
zusehen, für deren Ansiedlung und Erweite-
rung der §  11 Abs. 3 BauNVO von besonde-
rer Bedeutung ist.

Nach dieser Vorschrift dürfen großflächige 
Einzelhandelsbetriebe außer in Kerngebie-
ten nur in für sie festgesetzten Sondergebie-
ten zugelassen werden, wenn sie sich nicht 
nur unwesentlich auf raumordnerische und 
städtebauliche Belange nachteilig auswir­
ken können, die beispielhaft im Satz 2 dieser 
Vorschrift aufgeführt sind.

Solche Negativauswirkungen sind nach 
Satz 3 dieser Vorschrift in der Regel anzu­
nehmen, wenn das Vorhaben die Geschoss­
fläche von 1.200 m² überschreitet. Dies 
ist bei den modernen Lebensmittelmärkten 
meistens der Fall. 

Diese Regelvermutung ist aber nach Satz 
4 der Vorschrift widerlegbar, wenn Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass solche Auswir-
kungen trotz Überschreitung der 1.200 m² 
Geschossfläche nicht vorliegen; dabei sind 
insbesondere die Gliederung und Größe der 
Gemeinde und ihrer Ortsteile, die Sicherung 
der verbrauchernahen Versorgung der Bevöl-
kerung und das Warenangebot des Betriebs 
zu berücksichtigen.

PRÜFUNG DER ATYPIK BEI GROSSFLÄCHIGEN LEBENSMITTELMÄRKTEN
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Die Regelvermutung greift nicht, wenn die 
betriebliche oder städtebauliche Situation 
nicht der entspricht, die dieser Regelvermu-
tung als typisch zugrunde gelegt worden ist.4 

Dem § 11 Abs. 3 BauNVO mit seiner Vermu-
tungsregelung in den Sätzen 3 und 4 liegt 
als Betriebstyp der großflächige Betrieb mit 
einem breiten Warenangebot für den privaten 
Bedarf der Allgemeinheit zugrunde. Bezo-
gen auf die städtebauliche Situation geht die 
Regelung von der Vorstellung städtebaulich 
nicht integrierter Standorte aus, die innerhalb 
des städtebaulichen Gesamtgefüges nicht 
auf das Einkaufen für die Allgemeinheit aus-
gerichtet sind, die für die Wohnbevölkerung 
verkehrlich schlecht oder nur mit dem KFZ zu 
erreichen sind und die städtebaulich einge-
bundene Einzelhandelsstandorte gefährden5.

Kann die Regelvermutung nicht widerlegt 
werden, ist ein großflächiger Einzelhandels-
betrieb außerhalb eines Kerngebietes oder 
eines speziellen Sondergebietes unzulässig, 
ohne dass es noch auf eine Prüfung der ein-
zelnen Auswirkungen eines solchen Vorha-
bens ankommt.

Die Vermutungsregelung gilt nicht nur für 
Neuansiedlungen, sondern auch für die Er­
weiterung bestehender Einzelhandelsbe­
triebe. Das BVerwG hat in seinem Beschluss 
vom 29.11.20056 klargestellt, dass es weder 
für das Eingreifen der Regelvermutung noch 
für deren Widerlegung darauf ankommt, ob 
der Einzelhandelsbetrieb von vornherein in 
der nun zu beurteilenden Größe errichtet 

4	 wichtige Entscheidungen des BVerwG zur Vermu-
tungsregelung des § 11 Abs. 3 BauNVO: Urteil vom 
03.02.1984 – 4 C 54.80; Beschluss vom 09.07.2002 
– 4 B 14.02; Beschluss vom 22.07.2004 – 4 B 29.04; 
Urteil vom 24.11.2005 – 4 C 10.04;. Beschluss vom 
29.11.2005 - 4 B 72.05;

	 zur Widerlegung der Regelvermutung siehe auch 
Söfker, in: Ernst-Zinkahn-Bielenberg, Kommentar 
zum BauGB und zur BauNVO, Rdnr. 80 bis 84 zu 
§ 11 BauNVO

5	 BVerwG, Urteil vom 3.2.1984 (4 C 54.80)
6	 4 B 72/05

oder ob ein bestehender Betrieb nachträglich 
erweitert werden soll.

1.	 Arbeitsgruppenempfehlungen zur 
	 Widerlegung der Regelvermutung

Zur Widerlegung der o. g. Regelvermutung 
speziell bei großflächigen Lebensmittel-
markt-Vorhaben hat die seinerzeit von der 
Bundesregierung eingesetzte Arbeitsgruppe 
„Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel 
und § 11 Abs. 3 BauNVO“ im April 2002 ein-
schlägige Empfehlungen ausgesprochen.7

Danach kann bei großflächigen Betrieben 
des Lebensmitteleinzelhandels das Vorliegen 
von Anhaltspunkten für die Widerlegung der 
Auswirkungsvermutung anhand einer typisie-
renden Betrachtungsweise überprüft werden, 
und zwar anhand der in den Ziffern 24–27 
des Arbeitsgruppenberichtes genannten Kri-
terien, die sich auf die Stadtverträglichkeit, 
die Verkehrsverträglichkeit und die verbrau-
chernahe Versorgung beziehen. Wenn der 
Non-Food-Anteil des Lebensmittelmarktes 
weniger als 10 Prozent der Verkaufsfläche 
beträgt und der Standort verbrauchernah, 
hinsichtlich des Verkehrsaufkommens ver-
träglich und städtebaulich integriert ist, kann 
davon – sofern keine Besonderheiten vorlie-
gen – ausgegangen werden, dass sich dieser 
Markt nicht negativ auswirken wird und dass 
die Vermutung solcher Auswirkungen als wi-
derlegt angesehen werden kann.

Diesen Ansatz hat das BVerwG in seinem 
Beschluss vom 22.07.20048 und vor allem 
in seinem Urteil vom 24.11.20059 ausdrück-
lich gebilligt und abschließend festgestellt, 
dass die von der Arbeitsgruppe genannten 
Erfahrungswerte bei der vorzunehmenden 
Einzelfallprüfung im Sinne einer typisieren-

7	 ZfBR 2002,598
8	 4 B 29.04
9	 4 C 10.04
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den Betrachtungsweise berücksichtigt wer-
den können und dass sich auf der Grundlage 
dieser Arbeitsgruppenüberlegungen unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles sachgerechte Standortentschei-
dungen treffen lassen, ohne dass es von 
Rechts wegen einer weiteren Erhöhung beim 
Merkmal der Großflächigkeit bedürfte.

Die in dem Arbeitsgruppenbericht aufgeführ-
ten Kriterien für eine atypische Situation und 
damit für die Widerlegung der Regelvermu-
tung haben auch durchweg Zustimmung in 
der Kommentarliteratur gefunden.10 Demnach 
ist bei großflächigen Lebensmittelmarkt-Vor-
haben zunächst zu prüfen, ob diese Kriterien 
für die Annahme einer atypischen Situation 
erfüllt sind und ob damit die Regelvermutung 
widerlegt ist.

Nur wenn dies gelingt, ist in einem zweiten 
Schritt konkret zu prüfen, ob Besonderheiten 
vorliegen, die mehr als nur unwesentlichen 
Negativauswirkungen insbesondere auf die in 
§ 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO aufgeführten Be-
lange erwarten lassen. Ist dies nicht der Fall, 
ist das Vorhaben nicht kern- oder sonderge-
bietspflichtig.

2.	 Vorbehalte gegen die Widerlegung der 
Regelvermutung

Obwohl dieser Ansatz der Arbeitsgruppe auch 
in verschiedenen Einzelhandelserlassen der 
Bundesländer11 zur Anwendung empfohlen 
wird, ist von dieser Widerlegungsmöglichkeit 
in der Praxis nur teilweise Gebrauch gemacht 
worden. Mit der von der Arbeitsgruppe emp-
fohlenen Handhabung der Vermutungsrege-
lung des § 11 Abs. 3 Satz 3 und 4 BauNVO 

10	 vgl. z. B. Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg u. a., 
BauGB und BauNVO, Rdnr. 84 c zu § 11 BauNVO

11	 z. B. Ziff. 3.4 des Einzelhandelserlasses vom 
17.06.2014 für das Land Brandenburg oder auch 
Ziff. 2.8 des NRW- Einzelhandelserlasses vom 
22.09.2008

tun sich insbesondere viele Baugenehmi-
gungsbehörden sehr schwer. Die Difu-Studie 
zur städtebaulichen Wirkungsweise des § 11 
Abs. 3 BauNVO vom Mai 2014 hat ergeben, 
dass der Anteil der befragten Baugenehmi-
gungsbehörden, die angaben, von der Mög-
lichkeit zur Widerlegung der Regelvermutung 
bislang keinen Gebrauch zu machen, für Le-
bensmittel-Discounter bei knapp 46 Prozent 
und für Lebensmittel-Vollsortimenter bei gut 
58 Prozent liegt.12

Die notwendige zweistufige Einzelfallprüfung 
bei der Anwendung der Vermutungsregelung 
erscheint vielen als zu kompliziert, zumal die 
Kriterien der Arbeitsgruppe zur Widerlegung 
der Regelvermutung mit relativ abstrakten 
und daher auslegungsbedürftigen Begriffen 
arbeiten. Dies gilt insbesondere für die Kri-
terien der städtebaulichen Integration oder 
auch des verbrauchernahen Standortes.

Einfacher wäre sicherlich für eine Genehmi-
gungsbehörde eine in Quadratmetern ab-
schließend festgelegte "Fallbeilgrenze", de-
ren Überschreitung unschwer anhand der 
Bauunterlagen sofort feststellbar ist. Nun 
hat der Verordnungsgeber aber wegen der 
großen Unterschiede hinsichtlich der Ein-
zelhandelsbranchen und der städtebauli-
chen Situationen die 1.200 Quadratmeter 
Geschossflächengrenze nur für eine wider-
legbare Vermutung vorgegeben, deren prak-
tische Handhabung notwendigerweise an-
spruchsvoller und aufwendiger ist. 

Hinzu kommt häufig der Vorbehalt von Geneh-
migungsbehörden, dass bei der Anwendung 
der Vermutungsregelung von jeder Ausnahme-
entscheidung beträchtliche Präzedenzwirkun-
gen und damit enorme Rechtfertigungszwän-
ge ausgelöst werden können, insbesondere 

12	 Deutsches Institut für Urbanistik, Studie zur städte-
baulichen Wirkungsweise des § 11 Abs. 3 BauNVO, 
Berlin Mai 2014, S. 83-84
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wenn scheinbar gleichgelagerte Fälle aufgrund 
rechtlich relevanter Unterschiede gegensätz-
lich entschieden werden müssen.

Zudem können insbesondere bei großflä-
chigen Vorhaben außerhalb zentraler Ver-
sorgungsbereiche Befürchtungen eines 
städtebaulich bedenklichen "Dammbruches" 
zulasten einer zentrenorientierten Einzelhan-
delssteuerung aufkommen, wenn im Einzel-
fall aufgrund eines städtebaulich integrierten 
Nahversorgungsstandortes außerhalb eines 
zentralen Versorgungsbereiches die Auswir-
kungsvermutung widerlegt werden kann und 
der großflächige Lebensmittelmarkt aufgrund 
dieser Ausnahmesituation dann auch nach 
einer konkreten Auswirkungsanalyse ohne 
SO-Festsetzung genehmigt wird. Von einer 
derartigen Genehmigung werden unliebsa-
me Präzedenzwirkungen vor allem für die 
Fälle befürchtet, in denen die Ausnahmevo-
raussetzungen für eine Ansiedlung oder Er-
weiterung eines solchen Marktes außerhalb 
der Zentren eben nicht erfüllt sind.

3.	 Auftrag des Bundestages zur 
	 Überprüfung des § 11 Abs. 3 BauNVO

Die teilweise verbreitete Praxis, bei großflä-
chigen Lebensmittelmarkt-Vorhaben selbst 
dann von der Möglichkeit der Widerlegung 
der Regelvermutung nachteiliger Auswirkun-
gen keinen Gebrauch zu machen, wenn das 
Vorhaben in einem zentralen Versorgungsbe-
reich oder auch in einer eindeutig städtebau-
lich integrierten Nahversorgunglage realisiert 
werden soll, hat sicherlich nicht unwesentlich 
zu Forderungen insbesondere von einzelnen 
Handelsunternehmen nach Anhebung der 
Regelvermutungsgrenze oder gar nach Auf-
hebung der gesamten Vermutungsregelung 
des § 11 Abs. 3 BauNVO beigetragen. 

Vor diesem Hintergrund hat der Deutsche 
Bundestag anlässlich der Verabschiedung 
der Städtebaurechtsnovelle 2013 am 25. Ap-

ril 2013, die zwar keine Änderung des § 11 
Abs. 3 BauNVO vorsah, in einer Entschlies-
sung13 die Bundesregierung aufgefordert, in 
einer Studie zu prüfen,

ob und inwieweit sich die Struktur des Ein-
zelhandels, insbesondere mit Blick auf die 
Versorgung der Bevölkerung in Städten 
und ländlichen Regionen mit den Waren 
des täglichen Bedarfs, durch das geltende 
Baurecht nachteilig entwickelt hat,

ob und inwieweit die geltenden Regelungen 
die Förderung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden behindert oder in 
sonstiger Weise nachteilige Auswirkungen 
auf die städtebauliche Entwicklung hat,

ob und inwieweit sich daraus ein Änderungs-
bedarf in § 11 Abs. 3 BauNVO ergibt, 
insbesondere mit Blick auf die Regel-
vermutung und die vorgeschriebene Ge-
schossflächengröße.

Außerdem wurde die Frage aufgeworfen, ob 
die derzeit in § 11 Abs. 3 BauNVO vorgesehene 
Regelvermutung mit der Geschossflächengrö-
ße von 1.200 Quadratmeter "eine baurechtliche 
und deshalb wettbewerbliche Benachteiligung 
einzelner Handelstypen zur Folge hat“.

Bei dieser letztgenannten Frage geht es meist 
um die Annahme, dass Lebensmittelsuper-
märkte (sog. Vollsortimenter) gegenüber Le-
bensmitteldiscountern benachteiligt seien, 
weil die Discountmärkte noch unterhalb der 
Großflächigkeitsgrenze von 800 Quadratme-
ter arbeiten könnten und schon deshalb nicht 
sonder- oder kerngebietspflichtig sein könn-
ten. Im Gegensatz dazu würden moderne 
Supermärkte schon seit Jahren nicht mehr mit 
800 Quadratmeter Verkaufsfläche und 1.200 
Quadratmeter Geschossfläche auskommen 
und deshalb in der Praxis nur noch in Kern-

13	 Bundesratsdrucksache 317/13 (Beschluss)
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gebieten oder in eigens für sie festgesetzten 
Sondergebieten genehmigt werden können.

Diese Problematik wird sich aber zukünftig 
wohl in immer weniger Fällen stellen, weil die 
führenden Discounter wie ALDI, Lidl und Netto 
bei ihren Neuansiedlungs- und Erweiterungs-
vorhaben zwischenzeitlich i. d. R. mehr als 
1.000 Quadratmeter Verkaufsfläche und auch 
mehr als 1.200 Quadratmeter Geschossflä-
che realisieren wollen, um sich mit ihrem Be-
triebskonzept am Markt behaupten zu können. 
Damit unterliegen beide Hauptbetriebsformen 
des Lebensmitteleinzelhandels gleichermaßen 
denselben rechtlichen Rahmenbedingungen 
des § 11 Abs. 3 BauNVO, so dass eine wett-
bewerbliche Benachteiligung der Supermärkte 
gegenüber den Discountern schon von daher 
ausgeschlossen ist.

Soweit einige Discounter (wie z. B. penny) auf-
grund ihres Betriebskonzeptes noch mit Ver-
kaufsflächen knapp unter 800 Quadratmeter 
Verkaufsfläche rentierlich arbeiten können oder 
wenn ein Discountmarkt-Vorhaben sich vorläu-
fig aus taktischen Gründen mit weniger als 800 
Quadratmeter Verkaufsfläche begnügen will, 
um vorerst dem Sonderregime des § 11 Abs. 3 
BauNVO zu entgehen, können die Gemeinden 
solche Vorhaben an städtebaulich problemati-
schen Standorten außerhalb der Zentren und 
der integrierten Nahversorgungslagen durch 
Bebauungsplanfestsetzungen zum Ausschluss 
des nahversorgungs- und zentrenrelevanten 
Einzelhandels außerhalb der Zentren verhin-
dern. Diese Ausschlussfestsetzungen basieren 
in überplanten Baugebieten auf § 1 Abs. 5 u. 
9 BauNVO. Im unbeplanten Innenbereich kön-
nen sie in einem einfachen Bebauungsplan 
ohne Festsetzung eines Baugebietes auf § 9 
Abs. 2 a) BauGB gestützt werden.14 Der Aus-

14	 Zum Ausschluss des nahversorgungs- und zentren-
relevanten Einzelhandels außerhalb der zentralen 
Versorgungbereiche siehe insb. BVerwG, Urteil vom 
29.01.2009 – 4 C 16.07, Urteil vom 26.03.2009 – 4 
C 21.07 (mit Anmerkung von Janning in ZfBR 2009, 

schluss des nahversorgungsrelevanten Ein-
zelhandels kann in Baugebieten über Festset-
zungen nach § 1 Abs. 5 u. 9 BauNVO sogar 
zum Schutz integrierter Nahversorgungslagen 
außerhalb der Zentren eingesetzt werden.15 
Alle diese Ausschlussplanungen können durch 
das Zurückstellen von Baugesuchen und durch 
den Erlass einer Veränderungssperre gesichert 
werden. Zur planungsrechtlichen Steuerung 
nicht großflächiger Discounter bedarf es also 
keiner Änderung des § 11 Abs. 3 BauNVO.

Schwieriger war die Frage zu beantworten, 
ob es im Hinblick auf die oben beschriebenen 
großflächigen Lebensmittelmärkte einer Än-
derung des § 11 Abs. 3 BauNVO bedarf oder 
ob eine verbesserte Handhabung dieser Vor-
schrift insbesondere im Hinblick auf die Ver-
mutungsregelung bei diesen modernen groß-
flächigen Lebensmittelmärkten ausreicht, die 
das Grundgerüst für eine verbrauchernahe 
Grundversorgung stellen.

4.	 Difu- Studie zur 
	 städtebaulichen Wirkungsweise des 
	 § 11 Abs. 3 BauNVO

Die vom Bundestag angeforderte Studie ist 
sodann nach öffentlicher Ausschreibung an 
das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) 
vergeben worden. Der Endbericht der Studie 
ist im Mai 2014 vorgelegt und mit der Druck-
sache 18/1922 vom 24.06.2014 dem Deut-
schen Bundestag zugeleitet worden.

437 – 439) und Beschluss vom 23.07.2009 – 4 BN 
28.09; Urteil vom 27.03.2013 – 4 CN 7.11 sowie aus 
der Fachliteratur: Kuschnerus, Der standortgerechte 
Einzelhandel, vhw-Verlag Bonn 2007, S. 253 – 273; 
Bunzel/Janning/Kruse/Kühn, Erhaltung und Entwick-
lung zentraler Versorgungsbereiche, difu-Arbeitshil-
fe, Berlin 2009, S. 125 – 159; Janning, Ausschluss 
und Beschränkung des zentrenrelevanten Einzel-
handels außerhalb der zentralen Versorgungsbe-
reiche, im Handbuch Einzelhandel (Hrsg. Kruse), 
vhw-Verlag Bonn 2012, S. 159 – 194; Lüttgau/Krupp, 
Die Entwicklung der Rechtsprechung zur städtebau-
lichen Rechtfertigung von Einzelhandelsausschlüs-
sen – oder: Wirklich nichts Neues unter der Sonne?, 
BauR 2014, 31 - 48

15	 OVG NRW, Urteil vom 30.7.2015- 2 D 38/14.NE
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Die Befragung von Stadtplanungsämtern und 
Baugenehmigungsbehörden sowie von Ver-
bänden und den zuständigen Landesminis-
terien ergab eine überwiegend positive Ein-
schätzung zur Wirkungsweise des § 11 Abs. 3 
BauNVO. Diese Vorschrift hat demnach für 
den Schutz der zentralen Versorgungsberei-
che und der verbrauchernahen Versorgung 
sowie für die Förderung der Innenentwicklung 
eine wichtige Bedeutung. Eine Notwendigkeit 
zur Änderung des § 11 Abs. 3 BauNVO wurde 
weit überwiegend nicht gesehen.

Die Kommunalbefragungen ergaben eine 
grundsätzlich positive Einschätzung des 
Regelungsansatzes des § 11 Abs. 3 BauN-
VO einschließlich seiner zweistufigen Prüf-
kaskade mit der Großflächigigkeitsgrenze 
(800 Quadratmeter Verkaufsfläche) und dem 
Schwellenwert von 1.200 Quadratmeter für 
die Regelvermutung. Teilweise wurde aller-
dings die Widerlegung der Regelvermutung 
als schwierig und kompliziert bewertet, ohne 
allerdings diesen Regelungsansatz grund-
sätzlich infrage zu stellen.

Die befragten Verbände und Landesminis-
terien sprachen sich ebenfalls für die Beibe-
haltung der Grundstruktur des § 11 Abs. 3 
BauNVO und auch der gestuften Zulässig-
keitsmaßstäbe aus. Lediglich die Obers-
te Baubehörde in Bayern votierte für eine 
Schwelle von 1.200 m² Verkaufsfläche für 
Nahversorgungsbetriebe.

Zur Verbesserung der Vollzugspraxis bei der 
Handhabung der Vermutungsregelung wird 
in der Difu-Studie eine entsprechende Pra-
xishilfe angeregt.16

16	 S. 9 und S. 84 der o.g. Studie

IV.	Überlegungen für eine verbesserte 
Handhabung des § 11 Abs. 3 BauNVO

Eine solche Handlungsanleitung zum ver-
besserten Umgang mit der Vermutungsrege-
lung speziell bei großflächigen Lebensmittel-
marktvorhaben könnte und sollte an die o. g. 
Empfehlungen der damaligen Arbeitsgruppe 
„Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel 
und § 11 Abs. 3 BauNVO“ aus dem Jahr 2002 
für die Genehmigungs- und Planungspraxis 
anknüpfen und diese weiter konkretisieren 
und fortentwickeln.

Dabei kann dem Kriterium der städtebau­
lichen Integration des Vorhabens eine 
Schlüsselrolle zukommen17. Gelingt es, dieses 
Kriterium insbesondere mit Hilfe der zwischen-
zeitlich weit verbreiteten Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepte näher zu konkretisieren und 
damit vor allem für die Baugenehmigungsbe-
hörden handhabbarer zu machen, hat der o. g. 
Ansatz einer typisierenden Betrachtungswei-
se eine realistische Chance, bei großflächigen 
Lebensmittel-Discountern und Supermärkten 
in städtebaulich integrierten Lagen mehr als 
bislang die Regelvermutung negativer Auswir-
kungen zu widerlegen und dadurch deren Ge-
nehmigung auch außerhalb von Kerngebieten 
und speziellen Sondergebieten zu erleichtern.

Mit Hilfe dieses Kriteriums ist es möglich, bei 
den großflächigen Lebensmittelmarkt-Vorha-
ben eine Fallgruppe zu identifizieren, bei der 
die Regelvermutung widerlegt und dadurch 
die konkrete Prüfung der vorhabenbedingten 
Auswirkungen ermöglicht werden kann.

Die Arbeitsgruppenempfehlungen aus dem 
Jahre 2002 stellen bei ihrer Suche nach einer 

17	 OVG NRW, Urteil vom 2.12.2013 – 2A 1510/12: 
Lage des Vorhabens innerhalb eines zentralen 
Versorgungsbereichs als gewichtiges Indiz für eine 
städtebauliche Atypik
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solchen Fallgestaltung, die die Regelvermu-
tung widerlegen kann, vom Betriebstyp her 
auf einen großflächigen Lebensmittelmarkt 
mit höchstens c.a. 2.000 Quadratmeter Ge-
schossfläche und mit einem Non-Food-Anteil 
unter 10 Prozent der Verkaufsfläche sowie 
vom Standort her auf Verbrauchernähe, Ver-
kehrsverträglichkeit und städtebauliche Inte-
gration ab.

1.	 Maßgeblicher Betriebstyp

Eine neue Handlungsanleitung sollte vom 
Betriebstyp her auf die heute marktübli­
chen Supermärkte (Vollsortimenter) und 
Lebensmittel-Discounter mit Verkaufs­
flächen bis zu ca. 1.500 Quadratmeter“ 
und mit dominant nahversorgungsrelevanten 
Sortimenten (einschließlich Drogerie- und 
Gesundheitsartikel sowie Wasch- und Reini-
gungsmittel) abstellen.

a) nur bis 1.500 Quadratmeter Verkaufsfläche

Gegenstand dieser Handlungsanleitung soll-
ten dagegen nicht große Supermärkte (bis zu 
ca. 2.500 Quadratmeter) und Verbraucher-
märkte (2.500 bis 5.000 Quadratmeter Ver-
kaufsfläche) sein, die zwar auch überwiegend 
nahversorgungsrelevante Sortimente führen, 
die aber i. d. R. über eine Versorgung des Nah-
bereichs weit hinausgehen. Dies gilt erst recht 
für die noch größeren SB-Warenhäuser.

b) nahversorgungsrelevante Kernsorti­
mente und innenstadtrelevante Randsor­
timente auf höchstens 10 Prozent der Ge­
samtverkaufsfläche

Eine Begrenzung des Non-Food-Anteils auf 
unter 10 Prozent der Verkaufsfläche sollte 
durch eine Begrenzung des Anteils innen­
stadtrelevanter (= zentrenrelevanter abzüg-
lich nahversorgungsrelevanter) Sortimente 
auf maximal 10 Prozent der Verkaufsfläche 
ersetzt werden.

Der Begriff non-food (= Waren, die nicht zum 
Verzehren bestimmt sind) kann missver-
standen werden kann, da er auch nahver-
sorgungsrelevante Sortimente wie Drogerie-
waren, Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel 
sowie Zeitungen, Zeitschriften, Schreibwaren 
und Büroartikel sowie auch Tiernahrung ein-
schließt, die heute zur Nahversorgung mit 
kurzfristig nachgefragten Gütern gehören 
und deshalb aus städtebaulicher Sicht in Le-
bensmittelmärkten unproblematisch sind und 
im Interesse einer verbrauchernahen Grund-
versorgung nicht nur als Randsortimente an-
geboten werden sollen. Daher soll der maß-
gebliche Betriebstyp nicht nur Lebensmittel, 
sondern vielmehr alle nahversorgungsre­
levanten Sortimente als Kernsortimente 
führen dürfen.

Der Bericht der Arbeitsgruppe hatte seiner-
zeit aber auch schon (in Ziff. 25) von einem 
„innenstadtrelevantem“ Non-Food-Anteil ge-
sprochen, so dass die nahversorgungsrele-
vanten (sowie auch die nicht zentrenrelevan-
ten) Non-Food-Artikel wohl auch schon nach 
der Meinung der Arbeitsgruppe von 2002 
nicht beschränkt werden sollten.

Diese Beschränkung der innenstadtre­
levanten Randsortimente auf maximal 
10 Prozent der gesamten Verkaufsfläche 
sollte beibehalten werden.

Näher betrachtet müssen allerdings in die-
sem Zusammenhang die „Aktionswaren“ 
vor allem der Lebensmitteldiscounter. Diese 
– allen voran die beiden führenden Discoun-
ter ALDI und Lidl – bieten temporär einzelne 
Artikel auch aus den innenstadtrelevanten 
Sortimentsbereichen Bekleidung und Texti-
lien, Schuhe, Sportartikel und Spielwaren, 
Haushaltswaren und auch Multi-Media/Neue 
Medien in durchaus beträchtlichem Umfang 
an. Dennoch sollte die Gefahr einer zentren-
schädigenden Wirkung dieser Aktionswaren 
nicht überschätzt werden. 
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Zum einen dürfen bei der Abschätzung von 
Verdrängungseffekten nicht die sicherlich 
teilweise erheblichen Umsatzanteile der Le-
bensmitteldiscounter an den o. g. Sortiments-
bereichen insgesamt in Rechnung gestellt 
werden, weil sich diese Umsätze auf eine 
große Anzahl von Filialen verteilen. Maßge-
bend für die städtebauliche Verträglichkeit 
ist vielmehr der konkrete Umsatzanteil der 
jeweiligen Filiale vor Ort. Der erwirtschafte-
te Jahresumsatz bei den Aktionswaren einer 
Filiale in einer kleinen bis mittelgroßen Stadt 
entspricht lt. der o. g. Studie über die qualifi-
zierte Nahversorgung im Lebensmitteleinzel-
handel18 i. d. R. etwa im Bereich Bekleidung/
Textilien dem Jahresumsatz eines kleinen 
Fachgeschäftes mit einer Verkaufsfläche zwi-
schen 50 und 100 Quadratmeter.

Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass 
zentrenrelevante Aktionswaren einer Dis-
counter-Filiale in einem zentralen Versor-
gungsbereich grundsätzlich unter dem 
Aspekt der Zentrenverträglichkeit nicht pro-
blematisiert werden können, weil das Städ-
tebaurecht und damit auch der § 11 Abs. 3 
BauNVO keinen Schutz des Wettbewerbs 
innerhalb der Zentren bezwecken.

Insgesamt ist jedenfalls festzuhalten, dass 
die vor allem in den Lebensmittel-Discoun-
tern angebotenen innenstadtrelevanten Ak-
tionswaren kein Hindernis sind, diese Be-
triebsform des Lebensmitteleinzelhandels 
einem Betriebstyp zuzuordnen, der dominant 
nur nahversorgungs-relevante Kernsortimen-
te führt und der deshalb von dem Betriebstyp 
abweicht, der der Regelung des § 11 Abs. 3 
BauNVO zugrunde liegt.

Wenn der Umfang der innenstadtrelevanten 
Aktionswaren bei einem Lebensmittel-Dis-

18	 Siehe oben Fußnote 3, S. 32; siehe auch insgesamt 
den Abschnitt 4.4 Zentrenrelevante Sortimente im 
Lebensmitteleinzelhandel auf den S. 30 -34

counter in einer integrierten Nahversorgungs-
lage außerhalb der zentralen Versorgungs-
bereiche im Einzelfall ein solches Zentrum 
in seinem Einzugsbereich beeinträchtigen 
könnte, würde dies in der zweiten Prüfungs-
stufe festgestellt und durch eine entspre-
chende Begrenzung der Aktionswaren in der 
Baugenehmigung abgestellt werden können.

Mit der Konzentration auf nahversor-
gungsrelevante Kernsortimente und der 
Beschränkung der innenstadtrelevanten 
Randsortimente weicht jedenfalls auch das 
Warenangebot eines modernen großflächi-
gen Lebensmittelmarktes (bis zu 1.500 Qua-
dratmeter Verkaufsfläche) von dem Typ des 
Betriebes mit einem breiten Warenangebot 
einschließlich innenstadtrelevanter Kernsor-
timente ab, der der Regelvermutung des § 11 
Abs. 3 S. 3 BauNVO zu Grunde liegt. 

2.	 maßgebliche städtebauliche Situation 

Vom Standort her sollte dessen städtebau­
liche Integration im Fokus stehen. Diese 
ist bei einer Lage in einem zentralen Versor-
gungsbereich oder ausnahmsweise auch bei 
einer integrierten Nahversorgungslage au-
ßerhalb der Zentren gegeben. Dadurch wird 
der Gliederung und Größe der Gemeinde 
und ihrer Ortsteile Rechnung getragen.

3.	 Verbrauchernähe und Sicherung der 
verbrauchernahen Grundversorgung

Bei der Wahl eines solchen integrierten 
Standortes für einen Lebensmittelmarkt mit 
dominant nahversorgungsrelevanten Sorti-
menten ist der Aspekt der Verbrauchernähe 
mit abgedeckt. Damit ist gleichzeitig auch der 
in § 11 Abs. 3 Satz 4 BauNVO für die Wider-
legung der Regelvermutung wichtige Aspekt 
der Sicherung der verbrauchernahen Grund-
versorgung der Bevölkerung berücksichtigt.
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4.	 Aspekt der „Verkehrsverträglichkeit“

Ob dieser Standort auch hinsichtlich des vor­
habenbedingten Verkehrsaufkommens 
verträglich ist, kann nach Feststellung der 
städtebaulichen Integration des Vorhaben
standortes in der nachfolgenden zweiten 
Prüfungsstufe konkret untersucht werden.

Wenn allerdings gravierende verkehrliche 
Bedenken gegen das Vorhaben von vornher-
ein erkennbar sind, erübrigt sich die Prüfung 
der städtebaulichen Integration des Standor-
tes, weil allein schon diese Verkehrsbeden-
ken die Widerlegung der Regelvermutung 
ausschließen.

V.	 Die „typische Atypik“ bei städtebaulich 
integrierten Lebensmittelmärkten und 
ihre Wirkung

Die Fallkonstellation der großflächigen Le-
bensmittelmärkte (bis zu 1.500 Quadratme-
ter Verkaufsfläche) an städtebaulich integ-
rierten Standorten weicht somit insgesamt 
grundlegend positiv von der betrieblichen 
und städtebaulichen Konstellation ab, die 
der Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 
3 BauNVO als typisch zu Grunde liegt. Der 
Verordnungsgeber ging bei der Einführung 
der Sondergebietspflichtigkeit großflächiger 
Einzelhandelsbetriebe außerhalb von Kern-
gebieten durch die Änderungsverordnung 
von 1977 von großflächigen Betrieben mit 
einem breiten Warenangebot einschließlich 
innenstadtrelevanter Hauptsortimente an 
städtebaulich nicht integrierten Standorten 
aus. Diese Einzelhandelsgroßprojekte soll-
ten außerhalb von Kerngebieten wegen ihres 
Beeinträchtigungspotenzials19 nur noch in 
eigens für sie festgesetzten Sondergebieten 
zulässig sein und damit einer Planungspflicht 
unterworfen werden.

19	 BVerwG, Urteil vom 1.8.2002 - 4 C 5.01

Bei großflächigen Lebensmittelmärkten an 
integrierten Standorten besteht eine ganz 
andere, davon gravierend abweichende Fall-
konstellation mit Anhaltspunkten dafür, dass 
städtebaulich nachteilige Auswirkungen ins-
besondere in Bezug auf die in § 11 Abs. 3 
Satz 4 BauNVO genannten Bezugspunkte 
Warenangebot, Gliederung und Größe der 
Gemeinde und ihrer Ortsteile sowie Siche-
rung der verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung auch bei mehr als 1.200 Quad-
ratmeter Geschossfläche nicht vorliegen.

1.	 Abweichung vom Betriebstyp her

Der Verordnungsgeber hat bei der BauNVO-
Änderungsverordnung 1977 als Betriebstyp 
den großflächigen Betrieb mit einem breiten 
Warenangebot für den privaten Bedarf der 
Allgemeinheit im Blick gehabt20. Ein moder-
ner Lebensmittelmarkt führt dagegen nur 
nahversorgungsrelevante Hauptsortimen-
te. Der Anteil innenstadtrelevanter, also der 
zentrenrelevanten abzüglich der nahversor-
gungsrelevanten Sortimente macht durch-
weg nicht mehr als 10 Prozent der Gesamt-
verkaufsfläche aus. 

2.	 Abweichung von der städtebaulichen 
Situation her

In Bezug auf die städtebauliche Situation 
liegt der Vorschrift, soweit sie großflächige 
Einzelhandelsbetriebe außerhalb von Kern-
gebieten und für sie festgesetzten Sonder-
gebieten ausschließt, die Vorstellung von 
Standorten zu Grunde, die innerhalb des 
städtebaulichen Gesamtgefüges nicht auf 
das Einkaufen für die Allgemeinheit ausge-
richtet sind, die für die Wohnbevölkerung 
verkehrlich schlecht oder nur mit Kraftfahr-
zeugen zu erreichen sind und die vorhande-

20	 vergl. dazu Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg u. 
a., BauGB und BauNVO, Rdnr. 80 zu § 11 BauNVO; 
siehe auch BVerwG, Urteil v. 3.2.1984 – 4 C 54.80)
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nen oder geplanten, städtebaulich eingebun-
denen Einzelhandelsstandorte – besonders 
die zentralen Versorgungsbereiche – gefähr-
den21.

Moderne Lebensmittelmärkte innerhalb der 
zentralen Versorgungsbereiche und aus-
nahmsweise auch in integrierten Nahversor-
gungslagen sind dagegen von Art, Umfang 
und Lage auf die Größe und Gliederung 
der Standortgemeinde und ihrer Ortsteile 
ausgerichtet und damit in das städtebauli-
che Gesamtgefüge eingebunden. Die städ-
tebauliche Integration dieser Märkte ist das 
genaue Gegenteil zu der Vorstellung nicht 
integrierter Vorhabenstandorte, die der Ver-
mutungsregelung des § 11 Abs. 3 BauNVO 
zu Grunde liegt.

Städtebaulich integrierte Lebensmittelmärkte 
sind für die Wohnbevölkerung gut erreichbar 
und sichern mit ihren nahversorgungsrele-
vanten Hauptsortimenten die verbraucher­
nahe Grundversorgung der Bevölkerung. 
Auch insofern stehen sie im Gegensatz zu 
der dem § 11 Abs. 3 BauNVO zu Grunde lie-
genden Vorstellung von der problematischen 
Versorgungsleistung städtebaulich nicht inte-
grierter Einzelhandelsgroßprojekte. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass somit die 
modernen Lebensmittelmärkte an städtebau-
lich integrierten Standorten fundamental von 
der Vorstellung abweichen, die der BauNVO 
zu Grunde liegt. Gemessen daran, sind sie 
in betrieblicher und städtebaulicher Hinsicht 
insoweit atypisch und bieten Anhaltspunkte 
dafür, dass nachteilige Auswirkungen nicht 
zu erwarten sind. Damit ist die Regelvermu-
tung raum-ordnerischer und städtebaulicher 
Negativauswirkungen widerlegt. 

21	 vgl. Fußnote 20

3.	 Vorzüge der Vermutungsregelung

Der Verordnungsgeber hat mit der wider-
legbaren Regelvermutung in den Sätzen 3 
und 4 des § 11 Abs. 3 BauNVO einerseits 
dem rechtsstaatlichen Gebot ausreichender 
Bestimmtheit von Eingriffsnormen entspro-
chen22 und andererseits mit Rücksicht auf 
die erfahrungsgemäß vielfältigen Fallgestal-
tungen bei großflächigen Einzelhandelsbe-
trieben die Möglichkeit einer abweichenden 
und damit situationsgerechten Beurteilung 
geschaffen.

Die Vermutungsregelung bedient sich einer 
typisierenden Betrachtungsweise.23 Sie geht 
davon aus, dass von großflächigen Einzel-
handelsbetrieben mit einer Geschossfläche 
von mehr als 1.200 Quadratmeter i. d. R. 
städtebaulich nachteilige Auswirkungen aus-
gehen können. Greift diese Regelvermutung, 
ist das Vorhaben außerhalb eines Kerngebie-
tes ohne Festsetzung eines Sondergebietes 
in einem Bebauungsplan unzulässig. Eine 
konkrete Prüfung der möglichen Auswirkun-
gen des Vorhabens erübrigt sich, ebenso wie 
eine Beweisaufnahme solcher Auswirkungen. 
Die Regelvermutung des Satzes 3 ist damit in 
solchen Fällen eine Zulässigkeitsschranke24.

4.	 Wirkung der Regelvermutung

Nur wenn es gelingt, die Regelvermutung 
durch Anhaltspunkte zu widerlegen, dass 
die Situation bei dem anstehenden Vorha-
ben von der der Regelvermutung zu Grun-
de liegenden Einschätzung abweicht, steht 
die konkrete Prüfung an, ob Auswirkungen 
i. S. d. § 11 Abs. 3 Nr. 2 und Satz 2 zu erwar-
ten sind. Die Regelvermutung wirkt somit wie 
eine Sperre für eine konkrete Auswirkungs-

22	 dazu BVerwG, Urteil vom 3.2.1984 - 4 C 54.80
23	 BVerwG, Urteil vom 3.2.1984 - 4 C 54.80 und Be-

schluss vom 9.7.2002 - 14 B 14.02
24	 BVerwG, Beschluss vom 9.7.2002 - 14 B 14.02 so-

wie Söfker, a.a.O. Rdnr. 81 zu § 11 BauNVO
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analyse, wenn sie nicht durch das Aufzeigen 
einer atypischen Situation beim anstehenden 
Vorhaben eines großflächigen Einzelhan-
delsbetriebs widerlegt werden kann.

Ob die Vermutung nachteiliger Auswirkun-
gen widerlegt werden kann, hängt nach der 
Rechtsprechung des BVerwG 25 
"maßgeblich davon ab, welche Waren ange-
boten werden, auf welchen Einzugsbereich 
der Betrieb angelegt ist und in welchem Um-
fang zusätzlicher Verkehr hergerufen wird. 
Entscheidend ist, ob der Betrieb über den 
Nahbereich hinauswirkt und dadurch, dass er 
unter Gefährdung funktionsgerecht gewach-
sener städtebaulicher Strukturen weiträumig 
Kaufkraft abzieht, auch in weiter entfernten 
Wohngebieten die Gefahr heraufbeschwört, 
dass Geschäfte schließen, auf die insbeson-
dere nicht motorisierte Bevölkerungsgruppen 
angewiesen sind. Nachteilige Wirkungen 
dieser Art werden noch verstärkt, wenn der 
Betrieb in erheblichem Umfang zusätzlichen 
gebietsfremden Verkehr auslöst".

Für den Bereich des Lebensmitteleinzel-
handels verweist das Urteil dann ausdrück-
lich auf den o. g. Bericht der Arbeitsgruppe 
"Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhan-
del und § 11 Abs. 3 BauNVO". Es führt die 
Umstände auf, bei denen die Arbeitsgruppe 
annimmt, dass es in der Regel an negativen 
Auswirkungen auf die Versorgung der Bevöl-
kerung und den Verkehr fehlen dürfte.

Außerdem wird als Ergebnis der Arbeits-
gruppe ausdrücklich erwähnt, dass die dar-
gelegten Erfahrungswerte bei der vorzuneh-
menden Einzelfallprüfung "im Sinne einer 
typisierenden Betrachtungsweise berück-
sichtigt werden könnten". 

25	 Beschluss vom 22.07.2004 - 4 B 29.04 und Urteil 
vom 24.11.2005 - 4 C 10.04

Die vom BVerwG bestätigte Zulässigkeit ei-
ner "typisierenden Betrachtungsweise" bei 
der Berücksichtigung der von der Arbeits-
gruppe entwickelten Kriterien hat zur Folge, 
dass bei Lebensmittelmarktvorhaben, die 
diese Kriterien erfüllen, i. d. R. vom Fehlen 
nachteiliger Auswirkungen ausgegangen 
werden kann. Dies ist nichts anderes als eine 
Art gegenteiliger Vermutung, dass solche 
Lebensmittelmärkte regelmäßig eben keine 
nachteiligen Auswirkungen auf die Belange 
des § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO haben wer-
den. Wenn bei der sich dann anschließenden 
konkreten Prüfung der Auswirkungen des 
anstehenden Vorhabens keine Besonderhei-
ten (z. B. unzumutbare Immissionen für eine 
benachbarte Wohnungsnutzung oder unlös-
bare Verkehrsprobleme) festgestellt werden, 
ist von der Wahrung der raumordnerischen 
und städtebaulichen Belange auszugehen, 
so dass dieses Vorhaben auch nicht gemäß 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO kern- oder 
sondergebietspflichtig ist.

Die in § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO festgelegte 
Regelvermutung nachteiliger Auswirkungen 
bei mehr als 1.200 Quadratmeter Geschoss-
fläche wird im Rahmen der zulässigen typi-
sierenden Betrachtungsweise gewisserma-
ßen durch eine gegenteilige Regelvermutung 
widerlegt, weil ein Lebensmittelmarkt mit 
weniger als 10 Prozent innenstadtrelevanter 
Sortimente an einem städtebaulich voll inte-
grierten Standort i. d. R. typischerweise gra-
vierend von der dieser Vorschrift zu Grunde 
liegenden Fallkonstellation im Hinblick auf 
Betriebstyp und städtebaulicher Situation 
abweicht und weil damit Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass sich ein solches Vorhaben 
städtebaulich eben nicht nachteilig auswir-
ken wird.

Von der betrieblichen Seite konzentriert sich 
nämlich ein solcher Lebensmittelmarkt auf 
nahversorgungsrelevante Hauptsortimente. 
Von der städtebaulichen Seite her trägt sein 
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integrierter Standort der Struktur und der Grö-
ße einer Gemeinde und ihrer Ortsteile Rech-
nung. Ansonsten wäre er nicht als integriert 
anzusehen. Zudem sichert ein Lebensmittel-
markt im zentralen Versorgungsbereich oder 
in einer integrierten Nahversorgungslage so-
wohl von seiner Sortimentsstruktur als auch 
von seiner räumlichen Versorgungsfunktion 
her eine verbrauchernahe Grundversorgung. 
Insgesamt werden also alle in Satz 4 des 
§  11 Abs. 3 BauNVO ausdrücklich genann-
ten Bezugspunkte für eine Widerlegung der 
Regelvermutung berücksichtigt.

Aufgrund der auch vom BVerwG für zulässig 
erklärten typisierenden Betrachtungsweise 
kann man bei solchen städtebaulich inte
grierten Lebensmittelmärkten also generell 
eine atypische Situation für die Widerlegung 
der Regelvermutung annehmen. Die negati-
ve Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 
BauNVO wird bei derartigen Lebensmittel-
märkten durch die entgegenstehende posi-
tive Regelvermutung gewissermaßen "neu
tralisiert". Die modernen Lebensmittelmärkte 
an städtebaulich integrierten Standorten sind 
somit zwar durchweg großflächig und über-
schreiten auch meist die Vermutungsgrenze 
von 1.200 Quadratmeter Geschossfläche, 
sie sind aber „typisch atypisch“, weil bei 
dieser Fallgruppe stets die vom Satz 4 des § 
11 Abs. 3 BauNVO verlangten Anhaltspunk-
te für die Widerlegung der Regelvermutung 
nachteiliger Auswirkungen auf städtebauli-
che Belange vorliegen.

5.	 Nach Widerlegung der Regelvermutung 
konkrete Auswirkungsanalyse

Damit ist der Weg frei für die abschließende 
Prüfung, ob von dem Vorhaben aufgrund von 
Besonderheiten doch noch negative Auswir-
kungen auf einzelne städtebauliche Belange 
zu erwarten sind. Dabei kann nach Feststel-
lung eines städtebaulich integrierten Stand-
ortes i. d. R. von der Zentrenverträglichkeit 

des Vorhabens und von seiner positiven Re-
levanz für eine verbrauchernahe Versorgung 
ausgegangen werden. 

In Ausnahmefällen kann es allerdings ins-
besondere in Nahversorgungszentren26 er-
forderlich sein, die Dimensionierung eines 
großflächigen Lebensmittelmarkt-Vorhabens 
auf seine Verträglichkeit mit anderen zentra-
len Versorgungsbereichen und mit zentren-
ergänzenden integrierten Nahversorgungsla-
gen hin zu überprüfen und ggf. zu reduzieren. 
Bei einem großflächigen Vorhaben außer-
halb der Zentren ist aber ohnehin schon in 
der ersten Stufe zu prüfen, ob es wirklich nur 
überwiegend der Versorgung des jeweiligen 
Nahbereichs dient und ob es vom Umfang 
her überhaupt ein zentrenverträglicher und 
damit ein integrierter Nahversorger ist.

Meistens muss also im Wesentlichen nur 
die Möglichkeit negativer Auswirkungen des 
jeweils anstehenden Vorhabens auf andere 
städtebauliche Belange (insbesondere Im-
missionsschutz, Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs, infrastrukturelle Ausstattung, 
Naturhaushalt, Orts- und Landschaftsbild) 
näher untersucht werden.

Kann diese Möglichkeit solcher Auswirkun-
gen ausgeschlossen werden, ist das Vorha-
ben trotz seiner Großflächigkeit und trotz des 
Überschreitens der Regelvermutungsgrenze 
auch außerhalb eines Kerngebietes oder ei-
nes speziellen Sondergebietes für den groß-
flächigen Einzelhandel zulässig.

6.	 Keine Anwendung raumordnerischer 
Vorgaben für Einzelhandelsgroßprojekte 

Dann greifen auch nicht die raumordneri-
schen Ziele und Grundsätze, die in dem je-
weiligen Bundesland für die Planung von Ein-

26	 vgl. dazu z. B. OVG NRW Urteil vom 02.12.2013 – 2 
A 1510/12
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zelhandelsgroßprojekten i. S. d. § 11 Abs. 3 
BauNVO gelten. In Brandenburg sind diese 
im LEP B-B vom 31.3.2009 Abschnitte 4.7 bis 
4.9 geregelt.

Diese raumordnerischen Vorgaben gelten 
nämlich nur für Einzelhandelsgroßprojekte 
i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO.

Die Widerlegung der Regelvermutung des 
Satzes 3 durch eine sachgerechte Handha-
bung des Satzes 4 des § 11 Abs. 3 BauNVO 
kann somit dazu beitragen, dass großflächige 
Lebensmittel-Supermärkte und -Discounter 
an städtebaulich integrierten Standorten nicht 
den Schwierigkeiten ausgesetzt werden, die 
mit der Anwendung landesplanerischer Vor-
gaben der einzelnen Bundesländer für die 
Planung von Einzelhandelsgroßprojekten 
verbunden sein können. Dies gilt insbeson-
dere für das Konzentrationsgebot und für das 
Integrationsgebot, die primär die Steuerung 
von Großprojekten mit innenstadtrelevan-
ten Hauptsortimenten im Blick haben und 
die deshalb auch leicht in einen Konflikt mit 
der Zielsetzung einer wohnungsnahen oder 
zumindest wohnortnahen Grundversorgung 
geraten können, vor allem wenn ein groß-
flächiger Lebensmittelmarkt außerhalb eines 
zentralen Ortes oder auch außerhalb eines 
zentralen Versorgungsbereiches an einem 
städtebaulich durchaus integrierten Nahver-
sorgungsstandort angesiedelt oder ein dort 
bestehender Markt auf über 800 Quadratme-
ter erweitert werden soll. Um diesen Konflikt 
zu entschärfen, sehen diese Gebote dann 
Ausnahmen für Vorhaben vor, die überwie-
gend der Nahversorgung dienen.

Dies sind im LEP B-B vom 31.3.2009 die 
Ausnahmen vom Konzentrationsgebot im 
Abschnitt 4.7 (6) und vom Integrationsgebot 
im Abschnitt 4.8 (5). Eine Auseinanderset-
zung mit diesen Ausnahmevoraussetzungen 
des LEP können einem solchen Neuansied-
lungs- oder Erweiterungsvorhaben erspart 

werden, wenn die Regelvermutung aufgrund 
des städtebaulich integrierten Standortes 
widerlegt wird und die sich anschließende 
zweite Prüfungsstufe keine städtebaulichen 
Negativauswirkungen erwarten lässt, so 
dass das Vorhaben nicht kern- oder sonder-
gebietspflichtig ist und damit nicht der raum-
ordnerischen Steuerung unterliegt. Auch dies 
erleichtert Investitionen für die Verbesserung 
der Nahversorgung und verringert den be-
hördlichen Aufwand.

Die sachgerechte Handhabung der Vermu-
tungsregelung und die Freigabe des Vor-
habens schon auf der städtebaurechtlichen 
Ebene ist aber auch für den Fall wichtig, 
dass zur Absicherung eines großflächigen 
Lebensmittelmarktvorhabens ein Sonderge-
biet nach § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt 
werden soll, obwohl das Vorhaben nicht die 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
2 BauNVO erfüllt. Eine solche Absicherung 
kann in bestimmten Fällen für alle Beteiligten 
sinnvoll sein.

VI.	Die Bedeutung der Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepte

1.	 Erleichterte Bestimmung 
	 integrierter Standorte für großflächige 
	 Lebensmittelmärkte

Bei der Widerlegung der Regelvermutung 
nachteiliger Auswirkungen kommt der Fest-
stellung der städtebaulichen Integration eines 
Vorhabenstandortes somit eine Schlüsselrol-
le zu. Diese Feststellung wird den Bauge-
nehmigungsbehörden sehr erleichtert, wenn 
die Standortgemeinde über ein kommunales 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept verfügt, 
in dem die zentralen Versorgungsbereiche 
und zudem auch die integrierten Nahversor-
gungslagen außerhalb der Zentren räum-
lich und funktional festgelegt sind. Aufgrund 
dieses Standortekonzepts kann die Bauge-
nehmigungsbehörde unschwer feststellen, 
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ob das Ansiedlungs- oder Erweiterungsvor-
haben an einem städtebaulich integrierten 
Standort realisiert werden soll oder nicht. 

Dabei kann die Behörde i. d. R. davon ausge-
hen, dass das jeweilige Konzept die Stand-
orte nach sorgfältiger Abwägung aller betrof-
fenen Belange und unter Berücksichtigung 
insbesondere der Siedlungs- und Versor-
gungsstruktur der Gemeinde festgelegt hat 
und damit den städtebaulichen Gesamtzu-
sammenhang für die Einzelhandelsentwick-
lung herstellt, den die mit dem § 11 Abs. 3 
BauNVO 1977 eingeführte Planungspflicht 
für großflächige Einzelhandelsbetriebe aus-
serhalb von Kerngebieten gewahrt wissen 
will.

Die Festlegung der städtebaulich integrierten 
Standorte in einem Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept ist allerdings weder eine Zuläs-
sigkeitsvoraussetzung für das Vorhaben noch 
eine Zulassungsgarantie, weil die Baugeneh-
migungsbehörde nicht an die Konzeptfestle-
gungen gebunden ist. Ein solches Konzept 
erleichtert aber der Genehmigungsbehörde 
die Prüfung des besonders bedeutsamen 
Kriteriums der städtebaulichen Integration ei-
nes Vorhabenstandortes ungemein und trägt 
damit zu einer verbesserten und praktikab-
len Handhabung der Vermutungsregelung in 
Satz 3 und 4 des § 11 Abs. 3 BauNVO bei.

Wenn und soweit eine abschließende räum-
liche Festlegung aller integrierten Nahver-
sorgungsstandorte im gesamten Stadt- oder 
Gemeindegebiet im Rahmen des Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes nicht möglich ist, 
sollten zumindest die Kriterien für die Annah-
me integrierter Nahversorger außerhalb der 
Zentren im Konzept möglichst konkret be-
nannt werden, um die städtebauliche Bewer-
tung des Vorhabenstandortes zu erleichtern 
und für die Genehmigungsbehörde besser 
nachvollziehbar zu machen.

2.	 Erarbeitung und Fortschreibung der 
Konzepte

Vor diesem Hintergrund sind die Kommunen 
aufgerufen, solche Konzepte aufzustellen 
bzw. situationsgerecht fortzuschreiben, wie 
dies auch ausdrücklich in der Ziff. 6.4.1 des 
Einzelhandelserlasses für das Land Bran-
denburg vom 17.06.2014 empfohlen wird.

Solche Konzepte müssen: 

●● auf soliden gutachterlichen Untersuchun-
gen zur bestehenden Angebots- und 
Nachfragestruktur sowie zu den Rahmen-
bedingungen und Spielräumen für weitere 
Entwicklungen aufbauen,

●● ein eindeutiges Standortekonzept, eine 
ortsspezifisch entwickelte Sortimentslis-
te und klare Ziele und Grundsätze (sog. 
Ansiedlungsregeln) für die städtebauliche 
Einzelhandelssteuerung enthalten sowie

●● nach dem Durchlaufen einer intensiven 
Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung

●● und nach der Abwägung eingegangener 
Bedenken und Anregungen vom jeweili-
gen Stadt- oder Gemeinderat als städte-
bauliches Entwicklungskonzept (i. S. d. § 1 
Abs. 6 Nr. 11 BauGB) beschlossen werden.

Derartige Entwicklungskonzepte, die in grö-
ßeren Städten auch spezielle Teilkonzepte 
für die Nahversorgung mit Lebensmitteln und 
anderen kurzfristig nachgefragten Gütern 
enthalten können, dürfen nicht nur den Status 
quo beschreiben, sie müssen vielmehr auch 
nutzbare Potentialflächen für die Zentrenent-
wicklung ausweisen. Bei der Erarbeitung sol-
cher Standortkonzepte ist die Beteiligung der 
IHK, der Handwerkskammern und der Han-
delsverbände von besonderer Bedeutung, 
um auch die betrieblichen Anforderungen 
an funktionsfähige Handelsstandorte in den 
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zentralen Versorgungsbereichen angemes-
sen berücksichtigen zu können.

3.	 Vorteile solcher Konzepte

Solche Einzelhandels- und Zentrenkonzepte 
haben keine rechtliche Außenwirkung. Sie 
können als informelle Entwicklungskonzep-
te keine Baurechte schaffen oder aufheben. 
Sie ermöglichen aber eine situationsge-
rechte städtebauliche Beurteilung struktur-
relevanter Einzelhandelsvorhaben und sind 
vor allem eine wichtige Grundlage für die 
Rechtfertigung der einzelhandelsbezoge-
nen Bauleitplanung, also für die Festsetzung 
entsprechender Baugebiete in den zentralen 
Versorgungsbereichen und für die Festset-
zungen zum Ausschluss des zentrenrelevan-
ten Einzelhandels außerhalb der im Konzept 
ausgewiesenen Zentren. Sie sind außerdem 
für eine sachgerechte Abwägung auch der 
privaten Belange der Grundstückseigentümer 
und der Betriebsinhaber bedeutsam.

Solche Konzepte ermöglichen eine voraus-
schauende Gesamtplanung, die Entwick-
lungsperspektiven und Spielräume für einen 
fairen Wettbewerb aufzeigt und die Nachteile 
einer hektischen Einzelfallplanung vermeidet. 
Sie fördern die politische Konsensbildung, 
entlasten den Rat von Einzelfallentscheidun-
gen und ermöglichen durch ihre klaren Ziel-
vorgaben einen effizienten Verwaltungsein-
satz. Sie ermöglichen Berechenbarkeit und 
Transparenz städtischer Entscheidungen und 
schaffen dadurch Planungs- und Investitions-
sicherheit auch für die privaten Akteure, insbe-
sondere für den Einzelhandel in den Zentren.

Mit ihrer räumlich-funktionalen Bestimmung 
der zentralen Versorgungsbereiche sowie mit 
der Festlegung der Standortbereiche oder 
zumindest der Kriterien für integrierte Nah-
versorger außerhalb der Zentren erleichtern 
sie die Feststellung integrierter Standorte für 
großflächige Lebensmittelmärkte und ermög-

lichen damit für solche Vorhaben die Wider-
legung der Regelvermutung nachteiliger Aus-
wirkungen.

Fehlen solche kommunalen Standortkon-
zepte, ist auf die tatsächlich vorhandenen 
zentralen Versorgungsbereiche abzustellen. 
Deren Feststellung und räumliche Abgren-
zung27 kann aber für die Baugenehmigungs-
behörden nicht selten schwierig und umstrit-
ten sein, vor allem wenn es um Vorhaben in 
Gemeinden geht, die nicht über eine eigene 
Bauaufsichtsbehörde verfügen.

Noch schwieriger dürfte es ohne Einzelhan-
delskonzept sein, im Baugenehmigungsver-
fahren bei Standorten außerhalb der zen-
tralen Versorgungsbereiche die Frage zu 
beantworten, ob das Vorhaben auch wirklich 
als städtebaulich integrierter Nahversorger 
angesehen werden kann, da nicht nur die 
Lage in einem Wohnsiedlungsbereich, son-
dern auch die Nahversorgungsfunktion und 
die Zentrenverträglichkeit des jeweiligen Vor-
habens konkret geprüft werden müssen, was 
beim Fehlen eindeutiger Kriterien vielfach 
schwer sein dürfte. Die damit verbundenen 
Risiken und Unsicherheiten können weitge-
hend vermieden werden, wenn im Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept die städtebaulich 
integrierten Nahversorgungslagen räumlich 
festgelegt oder wenigstens eindeutige Krite-
rien für die Bestimmung integrierter Nahver-
sorger benannt sind.

VII.	 Zusammenfassung und 
	 Schlussfolgerungen

1.	 Für eine verbrauchernahe Grundversor-
gung mit Lebensmitteln und anderen Gütern 
des täglichen Bedarfs sind die modernen 
Supermärkte (Vollsortimenter) und Lebens-

27	 vgl. dazu Bunzel/Janning/Kruse/Kühn, Erhaltung 
und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, 
Difu-Arbeitshilfe, Berlin 2009, S. 213-230
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mitteldiscounter von zentraler Bedeutung. 
Diese marktgängigen Lebensmittelmärkte 
haben heute oft schon mehr als 800 Qua-
dratmeter Verkaufsfläche. Die Supermärkte 
kommen schon seit längerem nicht mehr 
mit 800 Quadratmeter aus; sie weisen heu-
te meist mehr als 1.000 Quadratmeter bis 
zu ca. 1.500 Quadratmeter Verkaufsfläche 
auf. Inzwischen gehen aber auch die An-
siedlungs- und Erweiterungsvorhaben der 
wichtigsten Lebensmitteldiscounter viel-
fach von 1.000 bis 1.500 Quadratmeter 
Verkaufsfläche aus. Diese beiden Haupt-
betriebsformen des Lebensmitteleinzelhan-
dels sind damit als großflächig i. S. d. § 11 
Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BauNVO anzusehen. 

Sie überschreiten meistens auch die 
durch § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO festge-
legte Grenze von 1.200 m² Geschossflä-
che für die Regelvermutung nachteiliger 
Auswirkungen auf die in Satz 2 dieser 
Vorschrift beispielhaft aufgeführten städ-
tebaulichen Belange. Wenn diese Vermu-
tung nicht nach Satz 4 des § 11 Abs. 3 
BauNVO widerlegt werden kann, ist das 
Vorhaben zur Ansiedlung oder Erweite-
rung eines solchen Lebensmittelmarktes 
gem. § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außer in 
Kerngebieten nur in für solche großflächi-
gen Betriebe festgesetzten Sondergebie-
ten zulässig.

2.	 Für die Widerlegung der Regelvermutung 
nachteiliger Auswirkungen kommt es ent-
scheidend darauf an, ob der Standort für 
die Ansiedlung oder Erweiterung eines 
solchen Lebensmittelmarktes städtebau-
lich integriert ist oder nicht. Der städte-
baulich integrierte Vorhabenstandort ist 
der Hauptschlüssel zur Entkräftung der 
Vermutung nachteiliger Auswirkungen.

Integriert ist ein Vorhabenstandort, wenn 
er in einem zentralen Versorgungsbereich 
oder ausnahmsweise in einer integrierten 

Nahversorgungslage liegt. Außerhalb der 
Zentren kann ein Lebensmittelmarkt nur 
dann ein integrierter Nahversorger sein, 
wenn sein Standort in oder zumindest 
direkt an einem Wohnsiedlungsbereich 
liegt, er überwiegend der Versorgung des 
Nahbereichs dient und zentrale Versor-
gungsbereiche nicht beeinträchtigt.

Bei einem großflächigen Lebensmit-
telmarkt an einem solchen integrierten 
Standort liegen ausreichend Anhaltspunk-
te dafür vor, dass eine atypische Situation 
in betrieblicher und städtebaulicher Hin-
sicht gegeben ist und dass deshalb die 
Regelvermutung nicht greift. Er ist damit 
„typisch atypisch“.

Sein Warenangebot konzentriert sich 
nämlich auf Lebensmittel und andere 
nahversorgungsrelevante Hauptsortimen-
te. Damit weicht er von der Fallkonstella-
tion ab, die der Vorschrift des § 11 Abs. 
3 BauNVO zu Grunde liegt und die von 
Vorhaben mit einem breiten Angebot auch 
mit innenstadtrelevanten Hauptsortimen-
ten ausgeht. Sein Standort trägt zudem 
der Struktur und Größe der Gemeinde 
Rechnung, sonst wäre er städtebaulich 
nicht integriert. Der Verordnungsgeber 
ist dagegen von einem nicht integrierten 
Standort ausgegangen. Damit liegt auch 
auf der städtebaulichen Ebene eine aty-
pische Situation vor. Außerdem dient ein 
solcher Lebensmittelmarkt in einem zen-
tralen Versorgungsbereich oder auch in 
einer integrierten Nahversorgungslage 
stets der verbrauchernahen Versorgung.

3.	 Nach der Feststellung der städtebaulichen 
Integration eines großflächigen Lebensmit-
telmarkt-Vorhabens kann daher die Regel-
vermutung nachteiliger Auswirkungen als 
widerlegt angesehen werden. Damit ist der 
Weg für die abschließende konkrete Prü-
fung frei, ob aufgrund von Besonderheiten 
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doch negative Auswirkungen auf einzelne 
städtebauliche Belange möglich sind. 

Dabei erübrigt sich in der Regel eine nä-
here Prüfung der Auswirkungen des Vor-
habens auf die Entwicklung der zentralen 
Versorgungsbereiche und die Versorgung 
der Bevölkerung im Einzugsbereich die-
ses Vorhabens, weil bei einem städtebau-
lich integrierten Vorhabenstandort eine 
Beeinträchtigung dieser beiden Schutzgü-
ter meist ausgeschlossen werden kann. In 
Ausnahmefällen kann allerdings zu prüfen 
sein, ob der Umfang des Vorhabens ins-
besondere in einem Nahversorgungszen-
trum bezogen auf die gemeindliche Zen-
tren- und Nahversorgungsstruktur evtl. 
überdimensioniert ist und insoweit noch 
reduziert werden muss. 

4.	 Wenn dann auch für die anderen Belan-
ge nachteilige Auswirkungen nicht zu er-
warten sind, ist das Vorhaben trotz seiner 
Großflächigkeit nicht kern- oder sonder-
gebietspflichtig i. S. d. § 11 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 BauNVO.

5.	 Die Prüfung, ob der Vorhabenstandort 
städtebaulich integriert ist, wird der Bau-
genehmigungsbehörde ungemein erleich-
tert, wenn die zentralen Versorgungsbe-
reiche und möglichst auch die integrierten 
Nahversorgungslagen in dem jeweiligen 
lokalen Einzelhandels- und Zentrenkon-
zept funktional und räumlich festgelegt 
sind.

Soweit die Nahversorgungslagen aus-
serhalb der Zentren nicht abschließend 
im Konzept räumlich festgelegt werden 
können, müssen aus dem Konzept aber 
wenigstens möglichst klare Kriterien für 
die Annahme eines städtebaulich integ-
rierten Nahversorgers entnommen wer-
den können, um insoweit eindeutig und 
damit auch für die Baugenehmigungsbe-

hörde gut nachvollziehbar die Integration 
des Vorhabenstandortes darlegen und 
die Regelvermutung widerlegen zu kön-
nen. Hierfür liegt die Darlegungslast sowie 
auch für die sich im Falle der Widerlegung 
der Regelvermutung anschließende Aus-
wirkungsprognose beim Antragstellenden.

6.	 Weil die Regelvermutung nachteiliger 
Auswirkungen durch die Feststellung der 
städtebaulichen Integration des Vorha-
benstandortes widerlegt werden kann und 
diese Feststellung durch die entsprechen-
den Standortausweisungen und Kriterien 
im lokalen Einzelhandels- und Zentren-
konzept erleichtert wird, ist somit eine pra-
xisgerechte Handhabung des geltenden 
§ 11 Abs. 3 BauNVO bei großflächigen 
Lebensmittelmarkt-Vorhaben sehr wohl 
möglich, so dass sich insoweit eine An-
hebung der Vermutungsgrenze von 1.200 
Quadratmeter Geschoßfläche erübrigt. 

Eine solche Anhebung hätte zur Folge, 
dass die Gemeinden gezwungen wä-
ren, vermehrt durch eine bei der jetzigen 
Rechtslage unnötigen Aufstellung oder 
Änderung von Bebauungsplänen mit Aus-
schussfestsetzungen städtebaulich pro-
blematische Vorhabenstandorte für den 
großflächigen Lebensmitteleinzelhandel 
außerhalb der Zentren und der integrier-
ten Nahversorgungslagen zu verhindern. 
Eine Aufhebung der Vermutungsregelung 
insgesamt würde der Norm des § 11 Abs. 
3 BauNVO die rechtsstaatlich gebotene 
Bestimmtheit nehmen und zudem auch 
unabsehbare Negativfolgen vor allem 
auch im Hinblick auf andere Branchen 
auslösen können.

7.	 Da jetzt auch die Ansiedlungs- oder Er-
weiterungsvorhaben für moderne Le-
bensmitteldiscounter – ebenso wie schon 
seit längerem bei den vollsortimentierten 
Lebensmittelsupermärkten – meistens 
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sowohl die Großflächigkeitsgrenze als 
auch die Regelvermutungsgrenze über-
schreiten und somit beide Betriebstypen 
denselben rechtlichen Rahmenbedingun-
gen des § 11 Abs. 3 BauNVO entsprechen 
müssen, kann von dieser Vorschrift keine 
wettbewerbliche Benachteiligung der Su-
permärkte gegenüber den Lebensmittel-
discountmärkten mehr ausgehen. Auch 
insofern bedarf es keiner Änderung des 
§ 11 Abs. 3 BauNVO.

Soweit Discountmarktvorhaben in einzel-
nen Fällen (vorläufig) noch unterhalb der 
Großflächigkeitsgrenze bleiben wollen, 
um dem Sonderregime des § 11 Abs. 3 
BauNVO zu entgehen, können solche 
Vorhaben außerhalb der städtebaulich 
integrierten Standorte durch Bebauungs-
planfestsetzungen zum Ausschluss des 
nahversorgungs- und zentrenrelevanten 
Einzelhandels außerhalb der Zentren ver-
hindert werden, die in überplanten Bau-
gebieten auf § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO 
und in einfachen Bebauungsplänen im 
unbeplanten Innenbereich auf § 9 Abs. 2 
a) BauGB gestützt werden können. Auch 
insoweit bedarf es keiner Änderung des 
§ 11 Abs. 3 BauNVO.

8.	 Insgesamt ist festzuhalten, dass eine pra-
xisgerechte Handhabung der bestehen-
den Vorschrift des § 11 Abs. 3 BauNVO 
bei Vorhaben zur Ansiedlung oder Erwei-
terung von großflächigen Lebensmittel-
märkten (bis zu 1.500 m² Verkaufsfläche) 
an städtebaulich integrierten Standorten 
sehr wohl möglich ist und dass sich inso-
fern eine Änderung des § 11 Abs. 3 BauN-
VO erübrigt.

9.	 Vor diesem Hintergrund sind die Städte 
und Gemeinden aufgerufen, unter Ein-
beziehung insbesondere der zuständigen 
Kammern und der Einzelhandelsverbän-
de, diese flexiblere Handhabung des § 11 

Abs. 3 BauNVO bei solchen Lebensmit-
telmärkten durch die Aufstellung und 
rechtzeitige Fortschreibung ihrer lokalen 
Einzelhandels- und Zentrenkonzepte zu 
unterstützen, in denen diese integrierten 
Standortbereiche ausgewiesen sind.

Die Bauaufsichtsbehörden sind aufge-
rufen, von dieser Möglichkeit der flexible-
ren Handhabung des § 11 Abs. 3 BauNVO 
durch die Widerlegung der Regelvermu-
tung bei Ansiedlungs- und Erweiterungs-
vorhaben für großflächige Lebensmit-
telmärkte an städtebaulich integrierten 
Standorten Gebrauch zu machen.

Der Lebensmitteleinzelhandel ist aufge-
rufen, seine Standortwahl ausschließlich 
auf die städtebaulich integrierten Stand-
ortbereiche zu konzentrieren, und zwar 
primär auf die zentralen Versorgungsbe-
reiche, die heute die Basis für eine mög-
lichst wohnungsnahe Grundversorung 
bilden, und nur beim Vorliegen der not-
wendigen Ausnahmevoraussetzungen 
auch auf städtebaulich integrierte Nahver-
sorgungslagen außerhalb dieser Zentren.
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Anlage 1

Städtebaulich integrierte 
Nahversorgungsstandorte und Nahversorger

Genussmittel, Getränke, Drogeriewaren, Ge-
sundheits- und Körperpflegeartikel, Wasch-, 
Putz-, Pflege- und Reinigungsmittel sowie 
Heimtierfutter und Blumen) führen, wobei die 
Lebensmittel das Leitsortiment bilden.

b) Wohnsiedlungsräumlich integriert sind 
diese Märkte dann, wenn ihr Standort in Wohn-
gebieten oder in Gebieten, in denen auch ge-
wohnt wird, liegt und schon rein räumlich der 
„wohnungsnahen“ Grundversorgung dienen 
kann. Das Vorhaben muss nicht unbedingt in 
einem Wohngebiet liegen. Ein Standort kann 
auch in einem Mischgebiet als integriert anzu-
sehen sein, weil in einem solchen Gebiet auch 
das Wohnen als eine Hauptnutzung zulässig 
ist. Entscheidend ist die räumlich-funktionale 
Zuordnung des Vorhabenstandortes zu einer 
umliegenden Wohnnutzung. Diese kann auch 
dann noch gegeben sein, wenn der Standort 
direkt an einen baulich verdichteten Siedlungs-
zusammenhang mit wesentlichen Wohnantei-
len angrenzt. Ein siedlungsräumliche Integra-
tion des Standortes in einem Gewerbe- oder 
Industrieansiedlungsbereich reicht allerdings 
nicht aus, weil es hier an einem hinreichenden 
Bezug zu einer umliegenden Wohnbebauung 
fehlt.

c) Der von diesen Märkten zu versorgende 
Nahbereich lässt sich nicht schematisch 
durch eine einheitliche Entfernungsangabe 
bestimmen. Seine sachgerechte Bestim-
mung muss vor allem die Siedlungsstruktur 
und die unterschiedlichen Einwohnerdichten 
berücksichtigen.

Von einer wohnungsnahen Grundversor-
gung kann nur gesprochen werden, wenn 
die Versorgungsstandorte fußläufig erreich-
bar sind. Die fußläufigen Entfernungen dif-

ANLAGE 1

Die zentralen Versorgungsbereiche stellen 
das Grundgerüst der wohnungsnahen und 
wohnortnahen Grundversorgung.

Außerhalb dieser Zentren können moderne, 
i. d. R. großflächige Lebensmittelmärkte diese 
Grundversorgung ergänzen, wenn diese nicht 
allein von den Zentren geleistet werden kann.

Die Ansiedlung oder Erweiterung moderner 
Lebensmittelmärkte außerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche ist aber nur unter fol-
genden Ausnahmevoraussetzungen städte-
baulich vertretbar:

•	 Der Vorhabenstandort muss wohnsied-
lungsräumlich integriert sein.

•	 Das Vorhaben muss überwiegend der 
Nahversorgung dienen.

•	 Es darf zentrale Versorgungsbereiche 
nicht wesentlich beeinträchtigen.

Dabei ist die Erfüllung der Nahversorgungs-
funktion die wichtigste und zugleich auch die 
am schwierigsten zu bestimmende Ausnah-
mevoraussetzung.

1. Definition Nahversorgung 

Unter Nahversorgung ist die Versorgung der 
Bürger mit Gütern und Dienstleistungen des 
kurzfristigen (täglichen) Bedarfs zu verste-
hen, die in räumlicher Nähe zum Verbraucher 
angeboten werden. 

a) Von ihrem Warenangebot her erfüllen die 
modernen Lebensmittelmärkte diese Voraus-
setzung, da sie dominant nahversorgungs­
relevante Sortimente (insb. Nahrungs- und 
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ferieren je nach Siedlungsdichte zwischen 
500 und 1.000 m Entfernung. In der Praxis 
ist auch eine Gehzeit bis zu ca. 10 Min. als 
Abgrenzungskriterium für einen fußläufig er-
reichbaren Nahbereich gebräuchlich. 

Bei geringer Siedlungsdichte ist eine fußläu-
fige Nahversorgung nicht flächendeckend 
erreichbar, weil hier die für die marktgängi-
gen Lebensmittelmärkte notwendige Min-
destmantelbevölkerung von etwa 4.500 
Menschen nicht vorhanden ist. In diesen 
Bereichen muss eine möglichst wohnortna­
he Grundversorgung angestrebt werden. 
Dieser Versorgungsaufgabe dienen Lebens-
mittelmärkte, die wohnortnäher liegen als der 
nächst erreichbare zentrale Versorgungsbe-
reich. Diese Situation ergibt sich vor allem 
in kleineren Gemeinden oder in mehrgliedri-
gen Flächengemeinden im dünn besiedelten 
Raum mit mehreren kleinen Ortsteilen, die je 
für sich kein Nahversorgungszentrum aus-
bilden und allein auch keinen modernen Le-
bensmittelmarkt wirtschaftlich tragen können. 
Ein solcher Fall aber ist auch in dispers besie-
delten Teilbereichen einer Großstadt möglich. 

In einem solchen Ort oder Ortsteil kann 
ein Lebensmittelmarkt zur Sicherung der 
wohnortnahen Grundversorgung angesie-
delt werden, der ggf. auch andere Ortsteile 
mitversorgt, die wegen ihrer geringen Ein-
wohnerzahl keine Chance mehr auf einen 
eigenen Lebensmittelladen haben und die 
ebenfalls weiter vom zentralen Versorgungs-
bereich der Gemeinde entfernt lokalisiert 
sind. Ein solcher Markt darf aber nur so di-
mensioniert sein, dass er das Zentrengefü-
ge als Grundgerüst einer verbrauchernahen 
Grundversorgung nicht gefährdet.

2. Nahversorgungsfunktion

Von einer Nahversorgungsfunktion eines 
Lebensmittelmarktes ist auszugehen, wenn 
er ganz überwiegend nur der Versorgung des 

jeweiligen Nahbereiches dient und nicht auf 
erhebliche Umsätze aus anderen Bereichen 
angewiesen ist.

Die in der Arbeitsgruppe „Strukturwandel im 
Lebensmitteleinzelhandel und § 11 Abs. 3 
BauNVO“ vertretenen Einzelhandelsunterneh-
men gingen 2002 von der Annahme aus, dass 
ein Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb der ver-
brauchernahen Versorgung dient, wenn sein 
(voraussichtlicher) Gesamtumsatz 35 Pro-
zent der branchenspezifischen Kaufkraft der 
Bevölkerung im jeweiligen Nahbereich nicht 
übersteigt. Dabei sei der Nahbereich aufgrund 
unterschiedlicher siedlungsstruktureller und 
zentralörtlicher Gegebenheiten in Abhängig-
keit von der Einwohnerdichte mit einem Ra-
dius von 1.000 bis 2.500 Meter anzusetzen.

Diese 35 Prozent-Quote wird oft aus dem 
Zusammenhang des Arbeitsgruppenberichts 
gelöst und etwa als Obergrenze für die Kauf-
kraftabschöpfung im Nahbereich missver-
standen. Tatsächlich ist diese Quote im Zu-
sammenhang der Frage genannt worden, 
unter welchen Bedingungen ein Lebensmit-
telmarkt-Vorhaben durch seine Kaufkraft-
bindung die verbrauchernahe Versorgung 
der Bevölkerung in seinem Einzugsbereich 
gefährdet. Diese Auswirkung auf den Wett-
bewerb dürfe keine Rolle spielen, wenn das 
Vorhaben selbst der verbrauchernahen Ver-
sorgung diene. Dies sei der Fall, wenn der 
voraussichtliche Gesamtumsatz des geplan-
ten Supermarktes 35 Prozent der relevanten 
Kaufkraft der Bevölkerung im Nahbereich 
nicht übersteige. Wenn ein neuer Markt in 
Konkurrenz mit anderen Märkten tritt, die 
im Nahbereich um seinen Standort bereits 
existieren und dabei nicht mehr als 35 Pro-
zent der in diesem Nahbereich vorhandenen 
branchenspezifischen Kaufkraft an sich bin-
den würde, kann diesem Vorhaben sicherlich 
nicht das Argument der Gefährdung der ver-
brauchernahen Versorgung in seinem Ein-
zugsbereich entgegengehalten werden.

ANLAGE 1
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Wenn aber in dem maßgeblichen Nahbereich 
um den Vorhabenstandort herum überhaupt 
kein Lebensmittelmarkt existiert, kann bei 
einer höheren Kaufkraftbindung des neuen 
Marktes im Nahbereich die verbrauchernahe 
Grundversorgung nicht gefährdet sein. Eine 
höhere Kaufkraftbindung im Nahbereich ist 
sogar zu begrüßen, wenn durch das Vorha-
ben das Zentrengefüge als Grundgerüst der 
verbrauchernahen Grundversorgung nicht 
beeinträchtigt wird.

In dünn besiedelten Gebieten kann ein 
marktgängiger Lebensmittelmarkt nämlich 
i. d. R. nicht von 35 Prozent der branchen-
spezfischen Kaufkraft der Bevölkerung im je-
weiligen Nahbereich wirtschaftlich existieren. 
Außerdem spielen die unterschiedlichen Ver-
kaufsflächenproduktivitäten der verschiede-
nen Betriebstypen eine große Rolle. Je nach 
örtlicher Situation müssen in Ausnahmefällen 
auch Ouoten bis zu 75 – 80 Prozent der sor-
timentsspezifischen Kaufkraft bei Nahrungs- 
und Genussmitteln in dem zu versorgenden 
Nahbereich für die Annahme einer Nahver-
sorgungsfunktion akzeptiert werden.

Die 35 Prozent-Quote kann daher nur für 
ganz bestimmte Fallgestaltungen als erster 
grober Anhaltspunkt für die Annahme einer 
Nahversorgungsfunktion verwendet werden. 
Entscheidend ist, dass das Vorhaben im We-
sentlichen durch die Bindung der im Nahbe-
reich vorhandenen Kaufkraft wirtschaftlich 
existieren kann und nicht auf erhebliche Um-
satzzuflüsse von der Bevölkerung außerhalb 
des Nahbereichs angewiesen ist.

3. Bestimmung der integrierten 
Nahversorgungsstandorte

Nach Möglichkeit sollten die Nahversor-
gungsstandorte, die das Zentrennetz zu-
gunsten einer verbrauchernahen Grund-
versorgung ergänzen, bereits im jeweiligen 
lokalen Einzelhandels- und Zentrenkon­

zept räumlich festgelegt werden. An die-
sen Standorten sind dann Neuansiedlungen 
oder Erweiterungen von Lebensmittelmärk-
ten versorgungsstrukturell erwünscht und 
damit auch städtebaulich willkommen. Dass 
diese Standorte wohnsiedlungsräumlich inte-
griert sein müssen und dass die Dimensio-
nierung des jeweiligen Lebensmittelmarktes 
das Zentrengefüge nicht schädigen darf, ist 
oben bereits bei der Darstellung der Voraus-
setzungen für die Ausnahme von der grund-
sätzlichen „Zentrenpflicht“ moderner Lebens-
mittelmärkte klargestellt worden.

Soweit eine flächendeckende Bestimmung 
der integrierten Nahversorgungsstandorte 
im Einzelhandels- und Zentrenkonzept nicht 
möglich ist, sollten aber auf jeden Fall in 
dem Konzept die Kriterien für integrierte 
Nahversorger möglichst konkret aufgeführt 
werden, um später Vorhaben zur Ansiedlung 
oder Erweiterung von Lebensmittelmärkten 
außerhalb der Zentren nachvollziehbar da-
nach bewerten zu können, ob sie ausnahms-
weise zugelassen werden können, weil sie 
als städtebaulich integrierte Nahversorger 
das Zentrennetz im Interesse einer verbrau-
chernahen Grundversorgung ergänzen. 

Ist ein großflächiges Lebensmittelmarkt-Vor-
haben in dieser Weise als städtebaulich inte-
griert einzustufen, ist auch die Regelvermu-
tung negativer Auswirkungen auf die in § 11 
Abs. 3 Satz 2 aufgeführten Belange widerlegt.

Wenn diese Einschätzung anhand der im 
Konzept genannten Kriterien im Baugeneh-
migungsantrag nachvollziehbar dargelegt 
wird, wird auch die Baugenehmigungsbehör-
de bereit sein, die Regelvermutung des § 11 
Abs. 3 Satz 3 BauNVO als widerlegt anzu-
sehen und dann die abschließende Prüfung 
vorzunehmen, ob Besonderheiten vorliegen, 
die nachteilige Auswirkungen auf einzelne 
Belange (z. B. des notwendigen Immissions-
schutzes) erwarten lassen.
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Anlage 2
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